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Finanzministerium , bei den vom Staatsministerium ange -
stellten Beamten dieses .

14. Das Beihilfewesen für Ruhestandsbeamte und Hin -
terbliebene ist durch besondere Verordnung geregelt .

15. Vorstehende Grundsätze treten mit dem Tag der
Verkündigung in Kraft .

Fünfter Titel .

Von der Beſtreitung des Aufwandes für die Volksſchule .

Erſter Abſchnitt .

Von der Deckung der Gehalte und anderen

Bezüge der Lehrer .

Der fünfte Titel über den Aufwand für die Volksſchule be⸗

ſchäftigt ſich imerſten Abſchnitt mit dem von Gemeinde und Staat

gemeinſchaftlich zu tragenden perſönlichen Aufwand und im zwei⸗
ten Abſchnitt mit dem der Gemeinde allein zur Laſt bleibenden

ſachlichen Aufwand .

Im Einzelnen behandelt der er ſte Abſchnitt :

a) die von der Gemeinde an die Staatskaſſe zu leiſtenden feſten
Beiträge und die hieraus von der Staatskaſſe zu beſtreitenden
Ausgaben ( §8 72 und 73) ,

b) die von den Gemeinden an die Lehrer unmittelbar zu machen⸗
den Leiſtungen ( §8 74, 75, 76) ,

e) die zur Deckung der Ausgaben für die Lehrergehalte aus eigenem
Vermögen der Schule ( §8 78, 88, 83) , aus Leiſtungen Dritter

( §§ 79 —81 ) und aus Schulgeld (§88 88 —92 ) beizuziehenden Be⸗

träge und im Anſchluß daran die den Lehrern zuſtehenden Güter⸗

nutzungen , und

d) die an minder leiſtungsfähige Gemeinden zu gewährenden

Staatsbeiträge . 8§ 93 —110 .

Von dieſen Beſtimmungen ſind aufgehoben bezw . in Wegfall ge⸗
kommen :

a) Durch § 30 Beſ . Geſ . die §8 74, 75, 76 Ziff . 2, 3, 5 und 84 Abſ . 2,

b) infolge Aufhebung des Schulgeldes durch § 19 Abſ . 7 Bad . Verf .
die §8§ 88, 89, 91 und 92,

c) infolge Neuregelung der Aufwandsbeſtreitung durch das StVG .
die §§ 72, 73, 76, Ziff . 1. 93 —107 und 109.

Der Vollſtändigkeit halber ſind die aufgehobenen Beſtimmungen mit
Ausnahme der Paragraphen über die Art der Feſtſetzung der Staatsbei⸗

träge an minderleiſtungsfähige Gemeinden , die auch vom Standpunkt der

geſchichtlichen Entwicklung aus kein beſonderes Intereſſe mehr bieten

§ 95 —107 und 109) , nachſtehend zum Abdruck gebracht .

E
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Beiträge der Gemeinden an die Staatskaſſe .

872

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI §S 52. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI .

I. Zur Beſtreitung der Gehalte und anderen Bezüge der Lehrer an

Volksſchulen hat — vorbehaltlich der Beſtimmungen in 88 31 und 123
—jede Schulgemeinde ( §8 7, 108 ) in die Staatskaſſe einzuzahlen :

1. einen Jahresbeitrag für jede an der Volksſchule der Gemeinde er⸗

richtete ſtändige Lehrerſtelle , welcher beträgt :

a) für Hauptlehrerſtellen in Gemeinden
von nicht über 500 Einwohnierrn &.; 950 4l,
von 501 bis 1000 Einwohnen
von 1001 bis 2500 Einwohneen
von mehr als 2500 Einwohneen 1340 1 ;

b) für Unterlehrerſtellen in allen Gemeinden . . . 700 Kl.

„ Dieſe Jahresbeiträge ſind unverkürzt auch für die Zeit zu entrichten ,
während deren Lehrerſtellen an der betreffenden Schule erledigt ſind .

Für die Einteilung in die einzelnen Ortsklaſſen iſt die bei der Volks⸗

zählung amtlich ermittelte Einwohnerzahl derjenigen politiſchen Ge⸗
meinde maßgebend , in deren Bezirk die Schule gelegen iſt .

25 Einen weiteren Jahresbeitrag , der nach der Zahl der Kinder ,
welche die Volksſchule der betreffenden Gemeinde beſuchen , in der Weiſe
feſtgeſetzt wird , daß für jedes Schulkind ein Betrag von 2 80 in
Anſatz kommt .

II . Die Feſtſetzung der Beiträge unter J 1 und 2 findet jeweils für
einen Zeitraum von 10 Jahren ſtatt und zwar diejenige des Beitrages
unter 1 1 auf Grund der Ergebniſſe der unmittelbar vorausgegangenen

Volkszählung , des Beitrages unter J 2 nach dem Durchſchnitt der Zahl der
Schulkinder , die jeweils am 1. Mai oder dem etwa ſpäteren Schuliahr⸗
anfang der drei vorausgegangenen Kalenderjahre die betreffende Volks⸗
ſchule beſucht haben .

Eine neue Feſtſetzung hat im Laufe des 10jährigen Zeitraumes mit

Wirkung für die daran noch nicht umlaufene Reſtzeit nur für den Fall
einer Vermehrung oder Verminderung der ſtändigen Lehrerſtellen ein⸗
zutreten.

III . Für die nach § 30 errichtete Stelle eines beſonderen Schul⸗
leiters hat die Gemeinde an die Großherzogliche Staatskaſſe einen
Jahresbeitrag von 1700 / zu entrichten .

Leiſtungen der Staatskaſſe .

73 .＋8
Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI § 53. Geſ . vom 17. Juli 1902 Art , I.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI .

Mit den in 8§ 72 bezeichneten Gemeindebeiträgen und —ſoweit dieſe
nicht ausreichen — aus allgemeinen Staatsmitteln ſind zu beſtreiten und
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auf Grund der Genehmigung im Staatsvoranſchlag aus der Staatskaſſe
zu zahlen :

1. die Gehalte der Hauptlehrer — §§ 58 und 60;
2. die Vergütungen für die in nichtetatmäßiger Stellung verwende⸗

ten Lehrer — 8 63;
3. die Mietzinsentſchädigungen für Hilfslehrer — § 64 b;
4. die Vergütung für Mitverſehung erledigter Lehrerſtellen oder in

Fällen der Dienſtbehinderung oder Beurlaubung eines Lehrers— 8 56.
die Sterbegehalte an Hinterbliebene von Lehrern — §s 55 bis

58 des Beamtengeſetzes ;
6. die Vergütungen für die Umzugskoſten bei Verſetzungen ;
7. die Tagesgebühren und Reiſekoſtenentſchädigungen , welche infolge

— Anordnungen ſtaatlicher Schulbehörden Lehrern zu bewilligen
ſind .

OOr

Freie Wohnung .

§ 74 .

Geſ. vom 13. Mai 1892 Art . VI § 54. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI .

Die nach 88 58 und 61 jedem Hauptlehrer zu gewährende freie
Wohnung iſt von der Schulgemeinde (§ 7) zu ſtellen ; auch hat dieſelbe
die öffentlichen Laſten und Abgaben zu tragen , welche von ſolchen Woh⸗
nungen zu entrichten ſind .

Im übrigen richten ſich die Rechte und Pflichten der Lehrer in bezug
auf die Benützung der freien Wohnung nach den Vorſchriften des Be⸗
amtenrechts über die Dienſtwohnungen .

Surückziehung , Neubeſchaffung und Zuteilung von Wohnungen .

8755

Geſ. vom 28. Auguſt 1835 § 36. EUG . vom 8. März 1868 8§ 52. Geſ. vom
19. Februar 1874 Art . I. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 55.

( ) Wohnungen für Hauptlehrer , die als den geſetzlichen Anforde —
rungen entſprechend von der Oberſchulbehörde anerkannt und ange⸗
nommen ſind , dürfen nur mit deren Zuſtimmung von der Gemeinde zu
anderweiter Verwendung zurückgezogen werden .

(2) Zur Neubeſchaffung noch fehlender Wohnungen ſoll bei Volks⸗
ſchulen mit mehreren Hauptlehrern , ſofern mindeſtens für einen den
erſten ) derſelben Wohnung vorhanden , die Gemeinde gegen ihren Willen
nur angehalten werden , wenn ein dringendes Bedürfnis vorliegt .

6 ) Die Entſcheidung hierüber trifft auf Antrag der Oberſchulbehörde
der Bezirksrat .

( ) Über die Zuweiſung der in einer Gemeinde in Mehrzahl vor⸗
handenen Wohnungen an die einzelnen Haupllehrer beſchließt die Orts⸗
ſchulbehörde , deren Entſcheidung jedoch die Oberſchulbehörde auf An⸗
rufen eines Beteiligten oder von Amts wegen ändern kann .
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Leiſtungen der Gemeinden .
§ 76 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI § 56. Geſ . vom 7. Juni 1910 Art . VI.

Von der Gemeinde ſind unmittelbar an die Forderungsberechtigten

zu entrichten — wobei hinſichtlich der Zahlung ſtändiger Bezüge § 73 des

Beamtengeſetzes in Anwendung kommt :

1. die Gehalte beziehungsweiſe Belohnungen der Lehrerinnen , die

ausſchließlich für Unterricht in weiblichen Handarbeiten oder in

Haushaltungskunde beſtimmt ſind — §8 53, 54, 66;

2. die Mietzinsentſchädigungen für Hauptlehrer und Schulverwalter,
welche nicht im Genuß freier Wohnung ſich befinden — 8§ 62, 64,

3. die Mietzinsentſchädigungen für die nicht mit Wohnung ausge⸗

ſtatteten Unterlehrer — § 64;

4. die nach §S 3 Abſ . 4, verbunden mit 8 6 Abſatz 1, § 37, § 41und
§ 65 zu leiſtenden beſonderen Vergütungen , ſoweit ſolche nicht
aus der Staatskaſſe zu entrichten ſind — 8 73, 4;

5. die Gehalte , Sterbegehalte und Vergütungen für die in § 31 ge⸗

nannten Lehrer ;
6. die Vergütung für den Schularzt ;

7. alle Vergütungen , welche durch beſondere , der Gemeinde freige⸗

ſtellte unterrichtliche Veranſtaltungen — 8 35 letzter Abſatz des

Geſetzes — veranlaßt ſind .

Anſtekteder Vorſchriften der 88 72 ,73 und 76 ſind
mit Wirkung vom 1. April 1921 über die Verteilung

des Aufwandes zwiſchen Land und Gemeinde die

nachſtehenden Vorſchriften des § 28 StVG . in der

Faſſung des Geſetzes vom 23 . März 1923 über den Auf⸗

wand der Volksſchule getreten .

§ 28 .

(1) Für die Verteilung des Schulaufwandes zwiſchen Land

und Gemeinde gelten folgende Grundſätze :

1. Den perſönlichen Aufwand für die Gymnaſien , die ſelbſt⸗

ſtändigen Lehrerbildungsanſtalten und die ſtaatlichen An⸗
ſtalten für nicht vollſinnige Kinder trägt das Land .

2. Der perſönliche Aufwand für die Realanſtalten , die
Höheren Mädchenſchulen , die Gewerbeſchulen und die
Handelsſchulen wird zwiſchen Land und Gemeinde hälftig
geteilt .

3. Der perſönliche Aufwand für die Volksſchulen und die

Fortbildungsſchulen wird , ſoweit er durch die Vorſchriften
des Schulgeſetzes geboten iſt , vom Land getragen ; ſoweit
er aber dadurch entſteht , daß auf Antrag einer Gemeinde
an einer Volksſchule Lehrerſtellen über das geſetzliche Maß
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hinaus errichtet werden , fällt er der Gemeinde zur Laſt .
Die Aufbringung des nach den vorſtehenden Beſtimmungen
nicht auf das Land entfallenden perſönlichen Aufwandes
für Bürgerſchulen mit dem Lehrplan Höherer Lehranſtal⸗
ten (§S 38 Abſatz 2 des Schulgeſetzes ) erfolgt nach den
Grundſätzen , wie ſie für die in Ziffer 2 genannten Anſtal⸗
ten gelten .

4. Wenn eine Gemeinde hiernach an der Tragung des per⸗
ſönlichen Aufwandes einer Schule beteiligt iſt , fließt das
Schulgeld in die Gemeindekaſſe .

5. Der ſachliche Aufwand wird für die in Ziffer 1 bezeichneten
Anſtalten vom Land , für die übrigen Schulanſtalten von
der Gemeinde getragen .

6. Soweit und ſolange eine Gemeinde für ihre Volksſchule
Aufwendungen perſönlicher oder ſachlicher Art über das
geſetzlich gebotene Mindeſtmaß hinaus macht , kommt ihr
der Genuß der in §S 82 des Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910
bezeichneten Einkünfte zu ; andernfalls ſind dieſe Einkünfte
der Staatskaſſe zu überweiſen , die dann auch die darauf
ruhenden Laſten zu tragen hat .

( 2) Zum perſönlichen Aufwand gehören alle Ausgaben , die für
Lehrkräfte zur Durchführung des ſtaatlich feſtgeſtellten oder ge⸗
nehmigten Unterrichtsplanes mit Einſchluß der Umzugskoſten bei
Verſetzungen gemacht werden müſſen .

( 3) Der nach § 94 des Schulgeſetzes vorgeſehene Staatsbei⸗
trag kommt vom 1. April 1921 an in Wegfall ; auf dieſen Zeit⸗
punkt tritt Abſatz 1 Ziffer 3 in Kraft .

( J) Die dem Abſatz 1 Ziffer 2 entgegenſtehenden Beſtimmun⸗
gen treten mit Rückwirkung auf 1. April 1921 außer Kraft .

SchG . §88 3, 6, 18, 26, 35, Abſ . 5 und 6, 36, 38, 39,78 , 82, 111 , 116.
I.

Die Vorſchrift unterſcheidet , ſoweit ſie ſich auf die Volksſchule
bezieht , zwiſchen dem perſönlichen und dem ſachlichen Aufwand
und weiſt den erſteren , ſoweit er geſetzlich geboten iſt , dem
Staat , den letzteren der Gemeinde zu. Zum perſönlichen
Aufwand gehören nach Abſ . 2 die Ausgaben nur für das Lehr⸗
perſonal , nicht auch für den Schularzt und für den Schuldiener .

Unter den geſetzlich gebotenen Aufwand fallen auch die Auf⸗
wendungen , die entſtehen für eine geſetzlich nicht allgemein ge⸗
botene , aber von der Gemeinde kraft der im SchG . ihr zuerkannten
autonomen Regelung mit ſtaatlicher Genehmigung ge⸗
troffene Einrichtung , ſofern ſie nur mit der geſetzlichen Zahl von Lehrern
durchgeführt wird ( Ziff . II ) . Die urſprüngliche Vorſchrift in Ziff . 3, wonach

ie Gemeinden neben dem Aufwand für übergeſetzliche Lehrerſtellen noch



Schulgeſetz .

beſonders denjenigen Aufwand zu tragen hatten , der durch unter⸗

richtliche Veranſtaltungen , für die eine geſetzliche Verpflichtung

nicht beſteht , verurſacht wird , iſt durch das Geſetz über den Aufwand der

Volksſchule vom 23. März 1923 beſeitigt worden . Beſtimmend hiefür

war die Erwägung , daß ſolche Veranſtaltungen im allgemeinen ſich in

einer Vermehrung der Lehrerzahl auswirken , und daß die Feſtſtellung

der Aufwendungen für die einzelne Veranſtaltung meiſt mit beſonderen

Schwierigkeietn verbunden war . Dabei tritt allerdings bei einer durch

die beſondere Veranſtaltung veranlaßten Vermehrung der Lehrerzahl

über die nach §S 26 gebotene Zahl hinaus für die Gemeinde noch die Ver⸗

günſtigung ein , daß die Zahl der für die Geſamtſchule geſetzlich anzu⸗

ſtellenden Lehrer auf der Grundlage nicht von 70, ſondern von 55 Schü⸗

lern berechnet wird . Vergl . Ziff . II .

Für die Berechnung des Aufwandes der Bürgerſchulen mit dem

Lehrplan von Höheren Lehranſtalten hat die PAVO . Art . III folgende

Vollzugsbeſtimmungen erlaſſen :

Iſt mit der Volksſchule eine nach § 38 Abſatz 2 des Schul⸗
geſetzes errichtete Bürgerſchule mit dem Lehrplan höherer Lehr⸗

anſtalten verbunden , ſo kommen die eine ſolche beſuchenden Schüler

für die Berechnung der geſetzlich zu errichtenden Lehrerſtellen nicht
in Betracht . Der für die Lehrer der Bürgerſchulabteilung ent⸗

ſtehende Aufwand iſt nach Maßgabe des § 28 des Steuervertei⸗

lungsgeſetzes zwiſchen Staat und Gemeinde vorweg hälftig zu

teilen .

U

Nach § 26 des Geſ . iſt für je 1 —70 Schüler eine Lehrerſtelle zu

errichten . Hiernach, hatten die darüber hinaus errichteten Lehrerſtellen
als übergeſetzlich zu gelten . Dieſe Beſtimmung hat durch die Geſetz⸗

gebung der Jahre 1923 , 1924 und 1925 eine Anderung dahin erfahren ,

daß unter beſtimmten Vorausſetzungen an die Stelle von

die Zahl von 55 Schülern als Maßſtab für die Bemeſſung der geſetz⸗
lich zu errichtetenden Lehrerſtellen tritt .

Dabei ſind 3 Geſetzgebungsakte zu unterſcheiden :

Das Geſetz vom 23 . März 1923 über den Aufwand
für die Volksſchule ,

die Perſonalabbauverordnung vom 17. März 1924

das Geſetz vom 27 . März 1925 über Anderung des

Geſetzes vom 23. März 1923 über den Aufwand für
die Volksſchule in der Faſſung der Vo . des StM . vom
17 . März 1924 , Perſonalabbau betr .

A. Das Geſetz vom 23 . März 1923 beſtimmt :

Art . II .

Sind an der Volksschule einer Gemeinde Lehrerstellen
in gröberer Zahl , als nach Artikel I notwendig , errichtet , 80
hat die Berechnung des nach § 28 des Steuerverteilungs⸗
gesetzes vom 4. August 1921 von der Staatskasse 2u über⸗
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nehmenden gesetzlichen Aufwandes bis zur endgültigen ge⸗
setzlichen Regelung einstweilen bei Aufrechterhaltung des
Bestandes der am 1. April 1923 nicht bloß vorübergehend er -
richteten planmäßigen , außerplanmäßigen und Vertrags⸗
mäßigen Lehrerstellen in der Weise zu erfolgen , daß auf
einen nach § 26 des Schulgesetzes vom 10. Juli 1910 anzu -
stellenden Lehrer nicht mehr als 55 Schüler und auf eine aus -
schließlich für Unterricht in weiblichen Handarbeiten be -
stimmte Lehrerin ( S8§ 53 und folgende des Schulgesetzes )
nicht mehr als 250 Schülerinnen kommen .

Vergl . Bmkg . 1 zu § 26 über Art . 1 des Geſetzes .

Das Geſ . vom 23. März 1923 hatte den Zweck , nach Tunlichkeit die
Gefahren einzuſchränken , die als Folge der geburtenarmen Kriegsjahre
und der dadurch bedingten erheblichen Abnahme der Schülerzahlen der
einzelnen Volksſchulen , namentlich in den großen Städten , der Aufrecht⸗
erhaltung des vorhandenen Lehrerbeſtandes und der Verwendungsmög⸗
lichkeit der großen Zahl beſchäftigungsloſer Junglehrer ſich entgegen⸗
geſtellt hatten .

Dieſer Aufgabe ſucht das Geſetz , abgeſehen von der Vorſchrift in
Art . über die Berechnung der Zahl der geſetzlichen Lehrerſtellen
nach dem Durchſchnitt der Schülerzahlen der Jahre 1919 , 1920 und 1921 ,
durch die Beſtimmung gerecht zu werden , daß an Volksſchulen in Ge⸗
meinden mit einer größeren als nach Art . I zu errichtenden Zahl von
Lehrerſtellen die Zahl der geſetzlichen Lehrerſtellen , für deren Aufwand
die Staatskaſſe aufzukommen hat , auf der Grundlage von 55 ſtatt von
70 Schülern zu berechnen iſt . Die für den Staat ſich hieraus er⸗
gebende Verpflichtung iſt beſchränkt auf den am 1. April 1923 vor⸗
handenen Beſtand an Lehrerſtellen und überdies dadurch
bedingt , daß die Gemeinden dieſen Beſtand an Lehrer⸗
ſtellen aufrecht erhalten .

Das Geſetz hatte dabei vor allem die großen Städte im Auge , die es
gegenüber den Aufwendungen des Staates für die Landvolksſchulen ,an denen meiſt auf eine viel geringere Schülerzahl ein Lehrer komme
6. B. an Schulen mit nur 30 oder 40 Schülern ein Lehrer oder an
Schulen mit 80 Schülern zwei Lehrer , mit 150 Schülern drei Lehrer uſw) ) ,
als eine ungerechtfertigte Belaſtung betrachteten , wenn an ihren ausge⸗
bildeten Schulſyſtemen die Berechnung der geſetzlich anzuſtellenden Lehrer
auf der Grundlage von 70 Schülern erfolge . Dieſem als begründet anzu⸗
erkennenden Vorbringen hat das Geſetz dadurch Rechnung getragen , daß
es als Maßſtab für die Berechnung der geſetzlich zu errichtenden Lehrer⸗
ſtellen die Zahl , die ſich in den Jahren 1919 , 1920 und 1921 als Durch⸗
ſchnitt der auf eine Lehrerſtelle entfallenden Schüler mit 57 ergab , abge⸗
rundet auf 55, feſtſetzte . Die für Handarbeitslehrerinnen auf 250 feſtgeſetzte

Zahl entſpricht im allgemeinen der Zahl der Schülerinnen , die von einer
ſolchen Lehrerin bei voller Beſchäftigung mit wöchentlich 32 Stunden
in acht Klaſſen mit je 4 Stunden zu unterrichten ſind .

Für die Ausdehnung dieſer Beſtimmungen auch auf die übrigenGemeinden mit übergeſetzlichen Lehrerſtellen war , abgeſehen von der Ab⸗
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ſicht , auch hier die vorhandene Lehrerzahl aufrecht zu erhalten , vor allem

die Erwägung maßgebend , daß es einem allgemeinen Intereſſe ent⸗

ſpreche , auch in kleineren Gemeinden das Beſtreben der Bevölkerung

nach einer Hebung der Schulbildung zu fördern und zu erhalten .

Das Geſetz bezweckte nicht eine dauernde , ſondern nur eine den vor⸗

liegenden beſonderen Verhältniſſen angepaßte vorüberge hende

Regelung . Es legt in der Begründung ſich ſelbſt den Charakter eines

Notgeſetzes bei , das nur Geltung haben ſolle bis zu der endgültigen

Neuordnung durch eine zu erwartende Novelle zum Steuerverteilungs⸗
geſetz .

B. Durch Art . III der nach Anhörung des landſtändiſchen Ausſchuſſes

vom StM . erlaſienen Perſonalabbauverordnung vom

17 . März 1924 wurde

a) Art . J des Geſ . vom 23. März 1923 aufgehoben ,

p) Art . II in ſeinem Geltungsbereich auf Volksſchulen in Ge⸗
meinden mit mehr als 4000 Einwohnern beſchräntt
und

c) in ſeiner Anwendung weiterhin davon abhängig gemacht , daß
die Errichtung der übergeſetzlichen Stellen zum Zweck der Er⸗

weiterung des Unterrichts erfolgt ſei . Dieſe Be⸗

ſtimmung ergab ſich als natürliche Folge daraus , daß

d) die im Geſetz vom 23. März 1923 als Bedingung für die übrigen
Beſtimmungen aufgeſtellte Forderung der Vufrechterhaltung
bezw . der Sicherung eines beſtimmten Lehrerbeſtandes fallen
gelaſſen wurde .

Solange es ſich lediglich darum handelte , eine vorhandene Zahl
von Lehrerſtellen a u frecht zu erhalten , war es nicht nötig , zur

Verhütung einer willkürlichen Belaſtung der Staatskaſſe die Er⸗

richtung der übergeſetzlichen Lehrerſtellen an gewiſſe geſetzliche Voraus⸗

ſetzungen zu binden. Dies wurde aber in dem Augenblick zur Nol

wendigkeit , in dem die Vergünſtigung des Geſetzes über die als vor—
handen feſtgeſtellte Zahl von Lehrerſtellen hinaus erweitert und dem

Geſetz dadurch eine über den engen Rahmen ſeines urſprünglichen

8 hinausgehende Bedeutung gegeben wurde . Vergl . Ziff . 3 S. 130.
er Regierungsentwurf hatte die Vergünſtigung bezüglich der Be⸗

rechnung der Zahl der geſetzlichen Lehrerſtellen auf 51 in von
55 Schülern auf die großen Städte beſchränkt ; ein bei den Beratungen

15 landſtändiſchen Ausſchuß eingebrachter Antrag auf Ausdehnung det

3 ahnie⸗ auf alle Schulen mit mehr als der geſetzlich vorgeſchriebenen

815
von Lehrerſtellen wurde regierungsſeitig im Hinblick auf die der

ſstaatskaſſe hieraus erwachſende Mehrbelaſtung abgelehnt . Schließlith
5 man ſich auf den in zweiter Reihe geſtellten Antrag der Aus⸗

ehnung der Beſtimmung auf die mittleren Gemeinden im
Sinne des § 3 Ziff . 1b der Gemeindeordnung .

Die in ihrer Faſſung weder zeitli i8 gwe zeitlich , noch ſachlich durch Bezugnahme

40 Lehrerzahl eingeſchränkte Vorſchrift i 5 ent⸗
epen eſetz vom 23. März 1923 als eine auf Dauer berechnele
geſetzliche Regelung dar . Tatſächlich war der neuen Ordnung aber nut
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eine kurze Geltungsdauer beſchieden . Sie wurde bereits nach Jahresfriſt
wieder aufgehoben durch

C. Das unterm 20 . März beſchloſſene und nach
ſeinem § 2 mit dem 1. April 1925 in Kraft getretene
Geſetz „ über Anderung des Geſetzes vom 23 . März
1923 über den Aufwand für die Volksſchule in der
Faſſung der Verordnung des Staatsminiſteriums
vom 17 . März 1924 Perſonalabbau betreffend “ ,
daslautet :

Das Geſetz vom 23 . März 1923 über den Aufwand für die
Volksſchule ( Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Seite 62 ) in der durch
die Verordnung des Staatsminiſteriums vom 17 . März 1924
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Seite 47 ) bewirkten Faſſung wird
wie folgt geändert :

81

Artikel II Abſatz 1 erhält folgende Faſſung :
Sind oder werden an der Volksſchule einer Gemeinde Lehrer⸗

ſtellen in größerer Zahl , als nach §S 26 des Schulgeſetzes vom 7. Juli
1910 notwendig , errichtet , ſo hat die Berechnung des nach § 28 des

Steuerverteilungsgeſetzes vom 4. Auguſt 1921 von der Staats⸗
kaſſe zu übernehmenden geſetzlichen Aufwandes bei Aufrechter⸗
haltung des Beſtandes ſämtlicher am 1. Januar 1925 errichteter
Lehrerſtellen bis auf weiteres in der Weiſe zu erfolgen , daß auf
einen nach § 26 des Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910 anzuſtellenden
Lehrer nicht mehr als 55 Schüler und auf eine ausſchließlich für
Unterricht in weiblichen Handarbeiten beſtimmte Lehrerin ( §8 53
und folgende des Schulgeſetzes ) nicht mehr als 250 Schülerinnen
kommen .

1. Das Geſetz ſtellt im weſentlichen die Faſſung des Geſetzes vom
23. März 1923 und den durch dieſes Geſetz geſchaffenen Rechtszuſtand ,
aber auf der Grundlage des Lehrerbeſtandes vom 1. Januar 1925 , wieder
her , indem es ſeinen Geltungsbereich unter Aufhebung der einſchränken⸗
den Beſtimmungen der PAVO . auf alle Gemeinden und auf alle Volks⸗
ſchulen ohne Ruͤckſicht darauf , ob an ihnen erweiterter Unterricht beſteht
oder nicht , ausdehnt .
An dem rechtlichen Charakter des Geſetzes vom 23. März 1923 als

eines nur zur Regelung vorübergehender Verhältniſſe beſtimmten Not⸗
geſetzes ändert es nichts ; es erſetzt nur die hierauf bezüglichen Worte
dieſes Geſetzes „bis zur endgültigen geſetzlichen Regelung einſtweilen
durch die etwas weiter gefaßten , aber in ihrer rechtlichen Bedeutung der
Ausdrucksweiſe des Geſetzes vom 23. März 1923 gleichkommenden Worte
»bis auf weiteres “ .

Die Abſicht des Geſetzes geht wie beim Geſ . vom 23. März 1923 da⸗
hin, den in einem beſtimmten Zeitpunkt vorhandenen — und zwar
den durch den Perſonalabbau geſchaffenen — Beſtand an Lehrerſtellen
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aufrecht zu erhalten und damit der durch einen etwaigen Schülerrück⸗

gang geſetzlich bedingten weiteren Verminderung an Lehrerſtellen vor⸗

zubeugen . In einer Beziehung allerdings — und zwar in einer ſehr

weſentlichen — bleibt es hinter dem Geſ . vom 23. März 1923 zurück,

indem es nicht wie dieſes in Art . 1 getan , vorſchreibt , daß die Berechnung

der Zahl der geſetzlichen Lehrerſtellen auf der Grundlage der Schüler⸗

zahlen dreier , normalen Schülerſtand aufweiſenden Schuljahre zu erfolgen

habe ; es verweiſt vielmehr in dieſer Beziehung lediglich auf die Vorſchrift

des § 26 SchG . , wonach die Berechnung der Stellenzahl auf einer nach den

einzelnen Schuljahren wechſelnden Schülerzahl zu erfolgen hat . Der

Zweck des Geſetzes , den unveränderten Fortbeſtand der am 1. Januar

1925 vorhandenen Lehrerſtellen ſicher zu ſtellen , wird dadurch inſofern

nicht berührt , als die Verpflichtung der Gemeinden zur Aufrechterhaltung
dieſes Beſtandes im Geſetz ausdrücklich feſtgelegt iſt ; wohl aber wird das

Fehlen einer geſetzlichen Feſtlegung der Schuljahre , deren Schülerzahlen
die Grundlage für die Berechnung der Lehrerſtellen zu bilden haben , für

die Feſtſetzung der Zahl der jeweils „nach § 26 des Schulgeſetzes anzu⸗

ſtellenden Lehrer “ inſofern von Bedeutung ſein , als dieſe Zahl mit der

abnehmenden Schülerzahl gleichfalls abnehmen wird ; dies wird —

wenigſtens für die größeren Gemeinden mit ausgebildeten Schulſyſtemen
—zur Folge haben , daß bei Aufrechterhaltung des Stellenbeſtandes vom
1. Januar 1925 eine Verſchiebung der Aufwandsbeſtreitung zwiſchen

Staat und Gemeinden zu Laſten der letzteren eintreten wird , z. B.

an einer Volksſchule waren am 1. Januar 1925 für 2700 Schüler nach

8 26 SchG . 39 Lehrerſtellen zu errichten ; tatſächlich waren errichtet
60 Stellen . Hiervon wären auf der Grundlage von 55 Schülern 50 geſetz⸗

lich und 10 übergeſetzlich ; beträgt im Jahr 1927 die nach § 26 der Be⸗
555 zu legende Schülerzahl nur noch 2580 , ſo wären nach

dem Maßſtab von 55 Schülern berechnet nur 47 Ste
ich und

13 Stellen übergeſetzlich .
ch hnet nur 47 Stellen geſetzlich v

Um eine ſolche Wirkung zu verhüten , beſtimmt die VO. des UM.

05 6. April 1925, daß die Berechnung der geſetzlich zu errichtenden
Lehrerſtellen bis auf weiteres nach dem Durchſchnitt der Schülerzahlen der

Schuljahre 1922 , 1923 und 1924 zu erfolgen habe . Eine ſolche Vorſchrift
konnte aber nur im Wege der Geſetzgebung ergehen . Nachdem

ſie im Geſetz vom 20. März 1925 keine Aufnahme gefunden , kann ſie
nicht durch eine vom UM. unzuſtändigerweiſe erlaſſene Vo . er⸗
ſetzt werden . Vergl . hierüber die Bmkg . zu §S 26 SchG . letzter Abſ .

Maßgebend für die Berechnung der nach § 26 Sch .

0 75 zu errichtenden Zahl von Lehrerſtellen blei⸗

9035 die Vorſchriften der durch die
bvom 6. April 1925 aufgehobenen Verord⸗

nung vom 11 . Dezember 1924 .
Als über die Vorſchrift des §S 26 SchG . hi ö 65

SchG . hinaus errichtet können

39005 Wumen die von
den Gemeinden freiwillig ohne einen

§ 34 Abſ . 4 aufrecht erhalt ſind, fonach nicht Stellen , die Aifereeeeg
3u oin 18 3 ten oder aufgrund der Übergangsbeſtimmung
Ju vom 18. September 1876 errichtet wurden . Ebenſowenig liegt
die Vorausſetzung des Geſ. zur

2 9
tung des Geſ. zur Berechnung der Stellenzahl auf der

Grundla 55 Schülern v 5 5
ge von 55 Schülern vor, wenn an er Volks i tz⸗

lichen Zahl von Lehrerſtellen
von ei einer Voltsſchule mit der gel⸗

llen von einem Lehrer der allgemeinen oder der
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gewerblichen Fortbildungsſchule noch einige weitere Stunden Unterricht
erteilt werden .

2. Bei den Verhandlungen des Geſetzentwurfs im Landtag wurden
im Eingang nach dem Anfangswort „ Sind “ die Worte „ oder werden “
eingeſchoben . Damit war wohl die Abſicht verbunden , das Geſetz über
den Rahmen ſeiner urſprünglichen Beſtimmung hinaus auch auf alle
Fälle der künftigen Errichtung übergeſetzlicher Stellen für anwendbar
zu erklären . Einer dahin gehenden Auslegung ſteht aber der übrige
Wortlaut des Geſetzes entgegen . Denn wie im Geſetz vom 23. März 1923
iſt für den Staat die Verpflichtung zur übernahme der durch das
Geſetz ihm auferlegten Mehrbelaſtung beſchränkt auf den in einem be⸗
ſtimmten Zeitpunkt —vorliegend am 1. Januar 1925 — vor⸗
handenen Stellenbeſtand und andererſeits iſt die den Ge⸗
meinden im Geſetz eingeräumte Vergünſtigung davon abhängig ge⸗
macht , daß ſie ihrerſeits den für die Verpflichtungen des Staates maß⸗
gebenden Stellenbeſtand aufrecht erhalten . Hiernach iſt der
Stellenbeſtand , der den Gegenſtand der geſetzlichen Beſtimmungen bildet ,
ein feſtumgrenzter , der zum Nachteil des Staates nicht über⸗
ſchritten werden darf , hinter dem andererſeits aber auch die
Gemeinden nicht zurückbleiben dürfen . Es würde hiernach
mit der den Mittelpunkt des Geſetzes bildenden Beſtimmung und dem
klaren Wortlaut des Geſetzes im Widerſpruch ſtehen , die Verpflichtungen
des Staates durch die Errichtung neuer übergeſetzlicher Stellen auf Volks⸗
ſchulen auszudehnen , für die eine ſolche Verpflichtung am 1. Januar 1925
nicht beſtand . Die durch die Einſchiebung der Worte
„ oder werden “ geſchaffene Rechtslage kann daher
nur innerhalb des vom Geſetz für ſeine Anwendung
maßgebend erklärten Stellenbeſtandes vom 1. Ja⸗
nuar 1925zur Auswirkung kommen . die Möglichkeit hiezu
iſt mangels rechtsgültiger Feſtlegung einer für die Geltungsdauer des
Geſetzes unabänderlichen Grundlage zur Berechnung der geſetzlichen
Lehrerſtellen dadurch gegeben , daß mit dem Rückgang der Schülerzahl
die Zahl der geſetzlich errichteten Lehrerſtellen eine Veränderung erfährt .
Vergl . Ziff . 1 Abſ . 3 a. E.

Hiernach kann die durch Einſchiebung der Worte
„ oder werden “ beabſichtigte Ausdehnung des Ge⸗
ſetzes auf die ſpätere Errichtung übergeſetzlicher
Stellen nur für den Fall in Anwendung kommen , daß
eine der am 1. Januar 1925 vorhandenen geſetzlichen
Stellen infolge Rückgangs der Schülerzahl entbehr⸗
lich geworden , von der Gemeinde aber als übergeſetz⸗
liche Stelle aufrecht erhalten werden will .

Wollte man die Vorſchriften des Geſetzes auch auf den Fall für an⸗
wendbar erklären , daß künftighin übergeſetzliche Stellen über den Be⸗
ſtand vom 1. Januar 1925 hinaus errichtet werden , ſo hätte man dies
in unzweideutiger Weiſe , etwa in der Art tun müſſen , daß man in einem
beſonderen Abſatz beigefügt hätte : „ Die in Abſ . 1 vorgeſchriebene Be⸗
rechnungsart findet auch dann Anwendung , wenn künftighin übergeſetz⸗
liche Lehrerſtellen über den Beſtand vom 1. Januar 1925 hinaus errichtet
werden . “

9
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3. Das Geſetz vom 23. März 1923 wie auch das Geſetz vom 20. März

1925 verfolgten in erſter Reihe den Zweck , an Volksſchulen mit über⸗

geſetzlichen Stellen die Aufrechterhaltung des vorhandenen Lehrerſtandes

gegen die aus dem Schülerrückgang drohenden Gefahren dadurch ſicher⸗

zuſtellen , daß ein größerer Teil der Stellen als bisher vom Staat als

geſetzlich übernommen wurde und die Gemeinden ſich dafür verpflichte⸗

ten , die entſprechend verringerte Zahl an übergeſetzlichen Stellen aufrecht

zu erhalten . Die Grundlage für den Umfang der beiderſeits übernom⸗

menen Verpflichtungen bildete der vorhandene Beſtand an Lehrerſtellen .

Dabei wurde nicht geprüft , zu welchem Zweck übergeſetzliche Stellen er⸗

richtet waren ; es genügte , daß ſie da waren und erhalten
werden ſollten .

Demgegenüber ſtellte ſich die PüVoO . vom 17. März 1924 , für die der

Geſichtspunkt der Aufrechterhaltung der vorhandenen Stellen in Weg⸗

fall kam, auf den Standpunkt , daß die den Staat mehr belaſtende Be⸗

rechnung auf der Grundlage von 55 Schülern nur dann einzutreten habe,
wenn an der betr . Schule übergeſetzliche Lehrerſtellen zum Zwecke der

Erweiterung des Unterrichts errichtet ſeien . Darin wird der

dus dem Schulgeſetz ſich naturgemäß ergebende
Grundſatz zum Ausdruck gebracht , daß für den Staat

ein Anlaß zur Üübernahme von Aufwendungen für

die Schule über das geſetzlich gebotene Maß hinaus

nur dann vorliegt , wenn die Errichtung weiterer

Lehrerſtellen zur Hebung des Unterrichts über das

geſetzliche Mindeſtmaß hinaus erfolgt .

Die Schulverwaltung wird daher bei Anträgen von Gemeinden

auf Errichtung üübergeſetzlicher Stellen auch beim Mangel einer aus⸗

drücklichen geſetzlichen Vorſchrift gleichwohl in jedem Falle zu priffen
haben , ob ein ſolch ſachliches Bedürfnis für die Errichtung

5 Stelle vorliegt . Die Nichtbeachtung dieſes Geſichtspunktes würde

dazu führen , daß die Gemeinden im Widerſpruch mit den geſetz⸗

lichen Beſtimmungen , z. B. lediglich zu dem Zweck , um die an ſich ge⸗

botene Erſtellung entſprechender Schulräume zu umgehen , oder um die
auf einen Lehrer geſetzlich entfallende Schülerzahl zur Entlaſtung der

vorhandenen Lehrer zu ermäßigen , weitere Stellen errichten könnten mit

der Wirkung , daß die Berechnung der Zahl der geſetzlichen Lehrerſtellen

550 den 0 rſch
5⁵ Schülern zu erfolgen und ſo unter Umgehung

tzlichen Vorſchriften eine geſetzli i ü kehrbe⸗

laſtung der Staatskaſſe Einiren 5 nicht begründiet ee

I

Das Steuerverteilungsgeſetz gibt keine näheren Vor riften
wie beim Beſtehen Abr98f651 eh

191
len

1
einer Volksſchule die Verteilung des perſön⸗

10 zwiſchen Staat und Gemeinde

e iſt . Für die nicht der vormaligen Städteordnung

— leineren Gemeinden mit höchſtens 10 überzähligen

„ 50 das Verfahren inſofern keine beſonderen Schwierig⸗

0 —8 ei jeder einzelnen Stelle ſchon bei der Errichtung feſt⸗

geſ 1
wurde , ob ſie geſetzlich oder übergeſetzlich iſt . Nicht ſo für die

Volksſchulen der Städte der vormaligen Städte⸗
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ordnung , an denen nach den Beſtimmungen der früheren Geſetz⸗
gebung zwiſchen geſetzlich vorgeſchriebenen und freiwillig errichteten
Lehrerſtellen weder in bezug auf die Bereitſtellung der Mittel noch
auch in bezug auf die Beſetzung unterſchieden wurde . Hier war
eine nachträgliche Feſtſtellung darüber , welche Stellen als geſetzlich und
welche als übergeſetzlich zu gelten haben , nicht möglich . Auch dem Ver⸗
ſuch einer Ordnung im Wege der Vereinbarung mit den beteiligten Ge⸗
meinden hätten ſich erhebliche Schwierigkeiten entgegengeſtellt . Nichtminder hätten ſich für die Schulverwaltung Weiterungen ergeben , wenn
bei jeder Neuzuweiſung eines unſtändigen Lehrers hätte feſtgeſtellt wer⸗
den müſſen , ob ſeine Bezüge dem Staat oder der Gemeinde zur Laſt
follen . Das gleiche gilt von den ausſchließlich für die Erteilung von
Unterricht in weiblichen Handarbeiten beſtimmten Lehrerinnen , bei
deren Beſtellung der ſtaatlichen Unterrichtsverwaltung nur ein be⸗
ſchränktes Mitwirkungsrecht zuſtand .

Das Geſetz vom 23. März 1923 hat hierüber in Art . III nachfolgende
Vorſchriften erlaſſen .

Akt . III .

Die Verteilung des perſönlichen Aufwandes zwiſchen Staat
und Gemeinde hat für die Volksſchulen , an denen Lehrerſtellen
über die geſetzliche Zahl hinaus errichtet ſind , jeweils für die
Dauer eines Rechnungsjahrs nach dem Stand vom 1. April nach
folgenden Beſtimmungen zu geſchehen :

1. Für jeden am 1. April an der Schule planmäßig und nicht
planmäßig ( außerplanmäßig und vertragsmäßig ) ange⸗
ſtellten Lehrer ſowie für jede planmäßig und nicht plan⸗
mäßig ( außerplanmäßig und vertragsmäßig ) angeſtellte
Handarbeitslehrerin wird auf Grund der Geſamtſumme
der Dienſtbezüge ſämtlicher zu jeder der beiden Gruppen
gehörigen Lehrer ( Lehrerinnen ) zunächſt aus dem Grund⸗
gehalt ein Durchſchnittsſatz feſtgeſtellt , dem dann noch der
Ortszuſchlag , die Kinderzuſchläge , die Teuerungszuſchläge
und der Frauenzuſchlag — Kinderzuſchlag und Frauen⸗
zuſchlag in einem aufgrund der Geſamtſumme dieſer Zu⸗
ſchläge und der Geſamtzahl der Lehrer errechneten Durch⸗
ſchnittsſatz — hinzutreten .

2. Zur Berechnung des Aufwandes für Dienſtaushilfe wird
der Zahl der übergeſetzlichen nicht planmäßigen Lehrer und
nicht planmäßigen Handarbeitslehrerinnen noch für jede
dieſer Gruppen die Zahl von 5 vom Hundert der Geſamt⸗
zahl der übergeſetzlichen Lehrer und Lehrerinnen zuge⸗
ſchlagen .

8. Der für den einzelnen Lehrer nach Ziffer 1 feſtgeſtellte
Durchſchnittsſatz , der durch etwaige weitere im Laufe des
Jahres erfolgende Beſoldungsänderungen entſprechend zu
ergänzen wäre , iſt mit der Zahl der übergeſetzlichen Lehrer
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und Lehrerinnen ( Ziffer 1) öu vervielfältigen ; die ſich ſo

ergebende Summe bildet unter Hinzurechnung des nach

der Zahl der überg eſetzlichen Lehrer und Lehrerinnen —

für jede der in Ziffer 1 bezeichneten Gruppen getrennt —

zu berechnenden Anteils am Geſamtaufwand der Umzugs⸗

koſten den von der Gemeinde an den Staat für ein Jahr

zu erſetzenden Betrag .

Die durch die PAVO . an dieſen Vorſchriften vorgenommenen Ande⸗

rungen ſind zwar durch das Geſetz vom 20. März 1925 nicht aufgehoben ,

aber tatfächlich gegenſtandslos geworden .

Das Geſetz vom 23. März 1923 ſucht die Schwierigkeiten dadurch zu

löſen , daß es eine pauſchale Verteilung des auf einen beſtimmten Tag zu

berechnenden Aufwandes vorſchreibt . Der zunächſt gelegene Weg der Ver⸗

teilung des Aufwandes nach einem aufgrund der Lehrerzahl zu berech⸗
nenden Hundertſatz ſtieß auf techniſche Schwierigkeiten und mußte des⸗

halb außer Betracht bleiben . Das im Geſetz vorgeſehene Verfahren , das
das durchſchnittliche Einkommen für jeden an der Schule tätigen Lehret

zur Grundlage nimmt , kommt im weſentlichen zu dem gleichen Ergebnis .

1. Maßgebend für die Berechnung der Durchſchnittsſätze iſt jeweils
der Beſtand der am 1. April errichteten , d. h. beſetzten oder bereits be⸗

ſetzt geweſenen , aber vorübergehend erledigten Lehrerſtellen . Im Laufe

des Schuljahrs erſt zur Errichtung bezw . Beſetzung gelangende Stellen
belaſten die Gemeinde für das laufende Rechnungsjahr nicht . Dabei

werden nach der dem Geſetz beigegebenen Begründung folgende vier

Gruppen von Lehrern unterſchieden :

1SDie planmäßigen Lehrer ( Lehrerinnen ) einſchließlich der Inhaber
von Funktionärſtellen ( Oberlehrer , Hilfsſchullehrer ) und der Fach⸗

lehrer ( Taubſtummenlehrer und Zeichenlehrer u. a. ) ;

2. die nicht planmäßigen , das ſind die außerplanmäßig und ver⸗

tragsmäßig angeſtellten Lehrer ;

3. die planmäßigen Handarbeitslehrerinnen und

4. die nicht planmäßigen ( außerplanmäßigen und vertragsmäßigen)
Handarbeitslehrerinnen .

Über die Art der Berechnung ſtellt die Begründung noch weiter fol⸗

gende Grundſätze auf :

Der Durchſchnittsſatz iſt zunächſt aus dem Grundgehalt ( Grundver⸗
gütung ) zu berechnen . Falls er nicht ſchon einem Gehaltsſatz ( Ber—

gütungsſatz ) der Beſoldungs - ( Vergütungs ) Ordnung gleichkommt , iſt er

auf den nächſtniedrigen Grundgehalts⸗(Vergütungs⸗)Betrag der Beſol⸗

dungs⸗ ( Vergütungs⸗ ) Ordnung feſtzuſetzen . Zu dem Durchſchnittsgrund⸗
gehalt ( Vergütung ) tritt jeweils der zugehörige Ortszuſchlag der be⸗
treffenden Gemeinde . Als Kinderzuſchlag wird ein Betrag in der Höhe

des Hundertſatzes hinzugerechnet , der ſich für jede einzelne Lehrergruppe
ergibt , wenn der aus der Geſamtſumme der Kinderzuſchläge und der Ge⸗

ſamtzahl der Lehrer errechnete Durchſchnittsſatz mit dem Durchſchnitt der

geſetzlichen Kinderzulage für ein einzelnes Kind verglichen wird . Au

derſelben Grundlage wird der Betrag der Frauenzulage berechnet .
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Der Jahreserſatzbetrag für die übergeſetzliche Lehrerſtelle errechnet
ſich hiernach aus dem Durchſchnittsgrundgehalts⸗ ( Vergütungs⸗ ) betrag der
Veamtengattung , dem für die betreffende Gemeinde maßgebenden Orts —
zuſchlag , dem berechneten durchſchnittlichen Kinderzuſchlag , zuzüglich dem
errechneten Durchſchnittsbetrag an Frauenzuſchlag .

Im Falle einer Neufeſtſetzung der Grundgehälter ( Vergütungen )
treten vom Tag der Neuordnung an für den reſtlichen Teil des Jahres
die entſprechenden neuen Grundgehalts - ( Vergütungs - ) Sätze an Stelle der
ſeitherigen . Ebenſo tritt im Falle einer Anderung des Ortszuſchlags
während der Dauer des Jahres für den Reſt des Jahres der entſprechende
Satz des neuen Ortszuſchlags zu dem Grundgehalt ( Vergütung ) hinzu .
Bei Anderung der Kinderzuſchlags - und Frauenzuſchlagsſätze innnerhalb
des Rechnungsjahres werden die neuen Durchſchnittsſätze unter Anwen⸗
dung des feſtgeſtellten Hundertſatzes auf der Grundlage der neuen geſetz⸗
lichen Sätze berechnet .

2. Die Berechnung der Aufwendungen für Dienſtaushilfe kann , da
im einzelnen Fall nicht feſtſtellbar iſt , ob der dienſtbehinderte Lehrer , dem
ein Hilfslehrer beigegeben wird , eine geſetzliche oder eine übergeſetzliche
Lehrerſtelle bekleidet , gleichfalls nur auf dem Weg der Feſtſetzung einer

Pauſchalvergütung erfolgen . Nach der Begründung zu dem Geſetz
kommen nach dem Landesdurchſchnitt jährlich auf 100 Lehrer 5 Hilfs⸗
lehrer . Dieſer Hundertſatz iſt der Berechnung der Zahl der Hilfslehrer
zugrunde gelegt . Dabei iſt zwiſchen Haupt - und Unterlehrern nicht unter⸗
ſchieden , da Dienſtbehinderungen durch Krankheit bei beiden Arten von
Lehrern im allgemeinen im gleichen Umfang vorkommen . Der Aufwand
für die ſich hiernach ergebende Zahl von Hilfslehrern ſoll aber ausſchließ⸗
lich nach dem Durchſchnittsſatz für die nicht planmäßigen Lehrer zuge⸗
ſchlagen werden , deren Bezüge die Hilfslehrer erhalten .

3. Der an Zugskoſten auf einen Lehrer jeder Gruppe entfallende
Anteil iſt aufgrund der Rechnungsergebniſſe des Vorjahres feſtzuſtellen .

Die Berechnung des einen Beamten im Falle ſeiner Verſetzung
zu gewährenden Umzugskoſten richtet ſich nach den Vorſchriften der
Vo. des StM . vom 6. Auguſt 1924 ( ABl . Nr . 37 Seite 111 ) in der

Faſſung der VO. vom 16. Juni 1925 — ABl . Nr . 33 S. 145 — und der
Ausführungsbeſtimmungen des Finanzminiſteriums hierzu vom 6. Auguſt
1924 — 2Bl . Nr . 37 S. 113 in der Faſſung der VO. des Fin . Min . vom
16. Juni 1925 — ABl . Nr . 33 S. 146.

4. Hiernach beſteht der von der Gemeinde für die

übergeſetzlichen Lehrerſtellen an den Staat zu
leiſtende Jahresbeitrag aus der Summe der Beträge ,
die ſich ergeben , wenn der nach Ziff . 1 für den Lehrer
einer Gruppe feſtgeſtellte Durchſchnittsſatz zuzüg⸗
lich des aufeinen Lehrerentfallenden Anteils an den

Umzugskoſten bei den planmäßigen Lehrern mit der

Zahl der auf die einzelne Gruppe entfallenden über⸗
geſetzlichen Lehrer und bei den nichtplanmäßigen mit
der um je 5 v. H. der übergeſetzlichen planmäßigen
und nichtplanmäßigen Lehrer erhöhten Zahl der
übergeſetzlichen nichtplanmäßigen Lehrer verviel⸗
tacht wird .



Schulgeſetz .

5. Die weiteren Vorſchriften des Geſetzes vom 23. März 1923 über

die Berechnung des Aufwandes für die Rektorenſtellen wurden durch

Art . III PAVO . aufgehoben . Dieſe Vorſchriften lauteten :

Der Aufwand für eine Rektorstelle gilt , auch wenn ihre

Errichtung lediglich infolge der Vermehrung der Lehrer -

stellen über die nach Artikel I erforderliche Zahl hinaus not -

wendig geworden ist , als gesetzlich geboten .

Sind an einer Volksschule mehrere Rektorstellen er -

richtet , Sso ist jeweils im Staatsvoranschlag zu bestimmen ,

Welche von ihnen als gesetzlich und welche als freiwillig er-

richtet zu gelten haben .

Zur Aufnahme dieſer Beſtimmungen in das Geſetz war in der Be⸗

gründung beigefügt : „ Die Übernahme des Aufwandes für die Rektor⸗

ſtellen rechtfertigt ſich aus dem Geſichtspunkt , daß die Errichtung einer

ſolchen Stelle bei 10 und mehr Lehrern für die Gemeinde eine geſetzliche

Verpflichtung iſt , einerlei ob die Zahl der angeſtellten Lehrer rechtlich
geboten war oder nicht . Sie iſt auch von dem Geſichtspunkt aus er⸗

wünſcht , daß dadurch dem Beſtreben der Gemeinden nach Erweiterung
ihrer Schuleinrichtungen im Intereſſe der Allgemeinheit ſoweit als tun⸗

lich entgegengekommen werden ſollte . “
Der Strich dieſer Vorſchriften durch die PuVO . hatte nur den Zweck,

die Auslegung des Geſetzes über die rechtliche Behandlung dieſer Stellen
dem Ermeſſen der Unterrichtsverwaltung anheimzuſtellen . Es ſollte nur

der in der Vorſchrift liegende Zwang beſeitigt werden . Da die dem Ge⸗
ſetz in der vorſtehenden Begründung gegebene Auslegung rechtlich nicht
zu beanſtanden iſt , wird an der darin vertretenen Auffaſſung auch nach
der förmlichen Aufhebung der Vorſchrift feſtzuhalten ſein . Dies gilt ſo⸗
wohl für die Rektorſtellen nach Abſ . 1 ( § 30 SchG. ) , als auch für die Be⸗
ſtellung mehrerer Rektoren an einer Volksſchule nach Abſ . 2 (§S 120 Schg. ) .

Errichtung von Haupt - und Anterlehrerſtellen .

οο ——

Geſ . vom 13. Mai 1982 Art . VI § 57. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

( 1) Als errichtet ſim Sinne und mit Wirkung des §S 721 gelten

Hauptlehrerſtellen , wenn beziehungsweiſe ſo lange ſie im Staats⸗
voranſchlag angeführt ſind , neu zugehende aber erſt von dem Tag
der erſtmaligen etatmäßigen Beſetzung an .

( 2) Neue Unterlehrerſtellen gelten für errichtet vom Tag der

erſtmaligen Beſetzung ( des Dienſtantritts ) an ; die letztere kann

erfolgen , ſobald die Oberſchulbehörde und die Gemeinde über die

Errichtung der Stelle einverſtanden ſind , oder die Errichtung durch
vollzugsreifes Erkenntnis der Staatsverwaltungsbehörde ausge⸗
ſprochen iſt .

5Die Vorſchrift im Nachſatz des Abſ . 1 iſt weſentlich nur noch für

die Crrichtung übergeſetzlicher Hauptlehrerſtellen von Bedeutung . Vergl .
die Bmkg . 1 zu Art . III des Geſ . vom 23. März 1923 Seite 132 .
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2. Die Vorſchrift in Abſ . 2 hat durch die Übernahme des perſönlichen
Aufwandes durch den Staat weſentlich an Bedeutung verloren , da der
Gemeinde aus der Errichtung einer weiteren Lehrſtelle Koſten nur für
die Erſtellung weiterer Schulräume erwachſen können . Weigert ſich eine
Gemeinde , die hiezu nötigen Aufwendungen zu machen , ſo wird ſie auf⸗
grund der SS 26 und 140 Abſ . 2 Ziff . 2 SchG . dazu angehalten werden
können .

Deckungsmiktel für die Lehrergehalte .

a) Schulpfründe .
8 78 .

Geſ. vom 28. Auguſt 1835 § 13. EuG . vom 8. März 1868 § 61. Geſ . vom
13. Mai 1892 Art . VI S 58. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI .

[ Zur Deckung der nach §S 72 J 1 an die Staatskaſſe zu leiſten⸗
den Einzahlungen ſind von der Gemeinde zunächſt zu verwenden : ! ]
der Ertrag der Schulpfründe , namentlich auch der zu ihrer Dota⸗

tion gehörigen Liegenſchaften und Almendnutzungen , ſowie der

Ertrag der für Unterhaltung der Lehrer beſtimmten Ortsfonds
( namentlich der Ablöſungskapitalien für frühere Leiſtungen zu

Lehrergehalten ) einſchließlich der Leiſtungen , zu welchen Andere ,
auch die politiſche Gemeinde , der Schule auf Grund eines beſon⸗

deren Rechtstitels verpflichtet ſind .

GDas Volksſchulgeſetz vom 28. Auguſt 1853 bezeichnet in § 13 al

Deckungsmittel für die Lehrergehalte :
1. den „ Ertrag der Schulpfründe einſchließlich der zu derſelben ge⸗

hörigen Allmendnutzungen “ ,
den „ Ertrag der für Unterhaltung der Schullehrer beſtimmten

Ortsfonds “ ,
3. die „Leiſtungen , zu welchen andere der Schule kraft einer rechts⸗

gültigen Dotation oder überhaupt privatrechtlich verpflichtet ſind “.
1. Das Wort „ Schulpfründe “ iſt im Geſetz in einem engeren

und einem weiteren Sinn gebraucht . Im engeren Sinn bedeutet es
das zum Unterhalt des Lehrers an einer Volksſchule durch privatrecht⸗
lichen Rechtsakt gewidmete Vermögen . Die Schulpfründe iſt hiernach eine

weltliche Ortsſtiftung . Dieſe Bedeutung kommt dem Ausdruck
in §8 82 Abſ . 2 des Geſ . zu, wo beſtimmt iſt , daß die Schulpfründe „als
Stiftungsvermögen “ entſprechend der Vorſchrift in § 9 Stift . Geſ . „ im
Grundſtock ungeſchmälert erhalten bleiben muß “ Vergl . auch StRA § 10.

Im weiteren Sinn bedeutet „ Schulpfründe “ die Volksſchule in

vermögensrechtlicher Beziehung , d. h. den Inbegriff des der Schule als

ſolcher zum Unterhalt der Lehrer gewidmeten Vermögens zuzüglich der

auf dem öffentlichen Recht beruhenden Nutzungsrechte . In dieſem Sinne
beſitzt die Volksſchule als eine Stiftung bezw . als eine Anſtalt des öffent⸗
lichen Rechts Rechtsperſönlichkeit . BGB . § 89.

Die Worte „ namentlich auch der zu ihrer Dotation
gehörigen Liegenſchaften “ ſind durch das ElG . vom 8. März
1868 eingefügt worden , nachdem durch das Geſ . vom 3. Mai 1858 den

demeinden die Ausſtattung der Schulen mit Liegenſchaften auf⸗
erlegt worden war . Bis dahin beſtand kein Anlaß , die zur Ausſtattung
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der Schule gehörigen Liegenſchaften beſonders zu erwähnen , da ſie als

Vermögensbeſtandteile der Schulpfründe in deren Eigentum ſtanden .

Das Recht auf Allmendnu tzungen richtet ſich „nach dem unbe⸗

ſtrittenen Rechtszuſtand vom 1. Januar 1831 ( Wieland , bad . Gemeinde⸗

geſetzgebung III . Aufl . Zuſatz zu §S 104 Gem . Ord. ) . Es ſteht , nachdem

die unmittelbare Ausübung des Nutzungsrechts durch den Lehrer infolge

der Neuordnung der Gehaltsverhältniſſe durch das Geſetz vom 13. Mai

1892 hinfällig geworden , der Schulpfründe zu. Der Lehrer kann das

Genußrecht an Allmendgrundſtücken nur auf dem Umweg über § 84

ausüben . Das Recht auf Allmendgenuß kann unter Anwendung der

Beſtimmungen des § 84 Gem . Ord . aufgehoben werden . Über das

Recht auf Allmendgenuß entſcheiden die Verwaltungsgerichte , in erſter

Reihe der Bezirksrat , in zweiter Reihe der Verwaltungsgerichtshof .
VRPfG . 8 2 Ziff . 2.

2. Unter den für Unterhaltung der Lehrer beſtimmten Ortsfonds

ſind etwaige neben der Schulpfründe aufgrund beſonderer Widmung be⸗

ſtehende Stiftungen zu verſtehen . Ihre Zahl iſt gering . In erſter Reihe

gehören dazu die in den 88 79 und 80 beſonders behandelten Fonds ſo⸗
wie die aus den Kompetenzablöſungskapitalien nach 8 3 des Geſetzes über

die Ablöſung von Kompetenzen zu Volksſchullehrergehalten errichteten

Stiftungen .
3. Die Worte „ auch die politiſche Gemeinde “ ſind durch

das EllG . vom 8. März 1868 eingefügt worden . Dabei handelt es ſich
lediglich um eine formale Ergänzung des Geſetzes . Eine weitere Ande⸗
rung hat die Vorſchrift der Ziff . 3 des Geſ . vom 28. Auguſt 1835 dadurch

erfahren , daß die Worte „kraft einer rechtsgültigen Dotation oder über⸗

haupt privatrechtlich “ im SchG . vom 7. Juli 1910 durch den Ausdruck

fr ndeines beſonderen Rechtstitels “ erſetzt wurden .

Dadurch ſollte feſtgeſtellt werden , daß die Vorſchrift des Geſetzes „außer

den auf dem Zivilrecht beruhenden Anſprüchen auch Anſprüche umfaßt ,
die auf einem beſonderen Rechtsakt des öffentlichen Rechts beruhen “ . Als

„ A dere kamen in früherer Zeit neben den Gemeinden hauptſächlich
in Betracht : Grundherrſchaften , Spitalſtiftungen , Pfarrdienſte , kirchliche

Ortsſtiftungen , einzelne Gemeindebürger , Hofbeſitzer , Mühlenbeſitzer
u . dergl. Die Leiſtungen beſtanden meiſt in N aturalabgab en,

Holz , Stroh , Frucht , Fruchtgarben u. dergl . Vielfach wurden die von ein⸗

zelnen Bürgern zu leiſtenden Abgaben in ſpäterer Zeit von den Ge⸗
meinden übernommen und weitergeleiſtet . Grundgülten und Grundzinſen

wurden durch das Geſetz vom 5. Oktober 1820 , etwaige Zehntlaſten durch
das vom 15. November 1833 für ablösbar erklärt .

ezüglich der Leiſtungen der Gemeinden beſtimmt § 28 des Geſ.

vom 28. Auguſt 1835 , daß die Gemeinden im Hinblict auf 15 von W5

ſtaatsrechtlich zu leiſtenden Beitrag zu den Lehrergehalten „ pon ihren

bisherigen Leiſtungen befreit werden , vorbehalt⸗

lich desjenigen , was ſie als Dotation oder ( onſt

privatrechtlich zu entrichten verpflichtet ſind “ . Hanach
können die Gemeinden zu Leiſtungen , die ſie vor dem 28. Auguſt 1835

zu machen hatten, nur dann angehalten werden , wenn ein prinat⸗

gen ſin eſichtspunk S 1

des Wher d
dem Geſichtspunkt der Schlußworte
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Beiträge kirchlicher Ortsfonds .

a ) Stiftungsgemäße .

8 79 .

Geſ. vom 28. Auguſt 1835 §S 15. EllG . vom 8. März 1868 §§ 62 und 63.
Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI S 59.

( Y SHat ein Ortsfonds nebſt Unterhaltung der Lehrer zugleich
noch andere Stiftungszwecke ,ſo verbleibt es bei der nach § 15 des
Volksſchulgeſetzes vom 28 Auguſt 1835 vollzogenen Verteilung der
Erträgniſſe des Fonds , bis etwa die Verfiehrung derſelben eine
verhältnismäßige Erhöhung des Beitrages zum Lehrergehalt ge⸗
ſtattet , oder ihre mn eine Herabminderung desſelben
nötig macht .

2 ) Indeſſen kann der bisherige Beitrag , auch ohne daß der
Ertrag des Fonds ſich vermehrte , alsdann erhöht werden , wenn
diejenigen , welche hinſichtlich der anderen Zwecke der Stiftung be⸗
rechtigt ſind , oder ihre Vertreter dazu einwilligen , oder wenn es
ohnehin ſchon nach den Stiftungsvorſchriften zuläſſig iſt .

1. Die äanderen Stiftungszwecke “ ſind in der überwiegen⸗
den Zahl der Fälle kirchlicher Art . Meiſt handelt es ſich um Stiftungen ,
die aus einer Zeit ſtammen , zu der Schule und Kirche vereinigt waren ,
das kirchliche Intereſſe ſich ſonach auch auf das Gebiet der Schule er⸗
ſtreckte .

Über die Verteilung der Erträgniſſe beſtimmt § 15 des Geſ . vom
28. Auguſt 1835 , daß „der für Unterhaltung des Schullehrers zu ver⸗
wendende Betrag auf unbeſtimmte Zeit “ auf die „ Summe feſtgeſetzt
wird “, die ſich ergto, wenn der Ertrag der Stiftung nach dem Verhält⸗

nis geteilt wird , in dem er nach dem Durchſchnitt der Jahre 1825/35 für
die verſchiedenen Zwecke verwendet wurde .

2. Bei der durch die Inflation bewirkten Verminderung des Grund⸗
ſtocksvermögens der Stiftungen werden Erhöhungen der Beiträge über⸗

haupt nicht mehr zu erwarten ſein . Wohl aber ſind infolge der Ver⸗
mögenseinzehrungen die früheren Beträge erheblich verringert worden
oder gänzlich in Wegfall gekommen . Die Entſcheidung über die Ver⸗

änderung der Beiträge ſteht zunächſt den örtlichen Verwaltungsbehörden
mit Genehmigung der Oberbehörden zu; ſofern eine Verminderung in
Frage kommt , iſt überdies die Zuſtinmüng des UM. erforderlich . Über
die Anſpruchsberechtigung erkennt auf Klage gegen Entſcheidung des UM.
der Verwaltungsgerichtshof . VRPfG . § 3 Ziff. 8 VBO . z. VRPfG . Ziff . 8.

b) Aus Überſchüſſen .

§ 80 .

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 §S 17. Ell G. vom 8. März 1868 8 64.

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI S 60.

Hat ein Ortsfonds der urſprünglich nicht ausdrücklich zu⸗
gleich für Unterhaltung der Lehrer geſtiftet iſt ( §8 78 , 79) , dennoch

32.

3
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bis zum 28 . Auguſt 1835 Lehrergehalte oder Beiträge hiezu ( jedoch

nicht bloß vorübergehende Unterſtützungen ) aus ſeinen Über⸗

ſchüſſen bezahlt , ſo kommen dabei die Beſtimmungen der §8 78 und

79 ebenfalls zur Anwendung ; jedoch können hier die hinſichtlich

der übrigen Stiftungszwecke Berechtigten , oder ihre geſetzlichen

Vertreter eine Minderung oder Aufhebung jener Beiträge ver⸗

langen , ſobald ſie nachweiſen , daß die vollkommene Erfüllung der

nächſten Stiftungszwecke gar keine oder keine ſo großen Überſchüſſe

mehr übrig laſſe , alſo die Aufhebung oder Verminderung jener

Beiträge zu Lehrergehalten nötig mache .

Hier handelt es ſich wie bei 8 79 vorwiegend um Beiträge kirch⸗

licher Fonds , die aber nicht aufgrund einer ſtiftungsgemäßen Ver⸗

pflichtung , ſondern aufgrund regierungsſeitiger Anordnungen vor dem

28. Auguſt 1835 aus den Überſchüſſen dieſer Fonds geleiſtet wurden .

Die überwiegende Mehrzahl dieſer Beiträge iſt wegen Unzulänglichkeit
der kirchlichen Fonds während der Dauer der Inflation eingeſtellt wor⸗

den . Die Vorſchrift iſt daher nur noch von geringer Bedeutung und

dürfte wohl bei einer Anderung des Schulgeſetzes umſomehr aufzuheben

ſein , als ſie den einzelnen Fall darſtellt , in dem Leiſtungen zum Unter⸗

halt der Volksſchule ohne privatrechtliche Verpflichtung bezw . ohne be⸗

ſonderen Rechtstitel ( § 78) geleiſtet werden .

Über die Aufhebung der Beiträge entſcheidet , wenn die beteiligten

ortlichen Verwaltungsbehörden ſich nicht vereinbaren , das UM. ; gegen
deſſen Entſcheidung iſt die Klage an den Verwaltungsgerichtshof gegeben.
VRPfG . § 3 Ziff . 8 VVO. z. VRPfG . Ziff 8. Die in einem Einzelfall
von dem Verwaltungsgerichtshof vertretene Anſchauung , daß die auf Auf⸗

hebung klagende kirchliche Vermögensverwaltungsbehörde nicht nur den
Nachweis der Unzulänglichkeit der Mittel des kirchlichen Fonds zul

Weiterleiſtung , ſondern als Beſtandteil des Klagefundaments noch weiter⸗
hin den Beweis zu erbringen habe , daß der Fond „urſprünglich nicht

ausdrücklich zugleich für Unterhaltung der Lehrer geſtiftet iſt recht⸗

lich nicht haltbar . Zur Begründung der Klage auf Minderung oder Auf⸗

hebung der Leiſtung genügt es vielmehr , daß eine ſtiftungsgemäße Ver⸗

pflichtung nicht nachweisbar iſt . Sache des Gegners iſt es dann , wenn
er das Beſtehen einer ſolchen Verpflichtung behauptet , ſeinerſeits den

Nachweis hiefür zu erbringen .

Diſtriktsſtiftungen .
§ 81 .

Geſ . vom 28. Auguft 1835 §8 18. EllG . vom 8. März 1868 8 65.
Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8§ 61.

( 1) Die Vorſchriften des § 79 ſind auch auf Diſtriktsſtiftungen
anwendbar , aus welchen Lehrergehalte oder Beiträge hiezu be⸗

zahlt werden .

(2) Derjenige Teil des hiernach für Lehrergehalte zu der⸗

wend e Ertrags einer Diſtriktsſtiftung , welcher nicht nach 8 18

des Volksſchulgeſetzes vom 28 . Auguſt 1835 einer beſtimmten

Whni
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Schule zum voraus zugewieſen iſt , iſt aber , ſoweit nicht ausdrück⸗
liche Stiftungsvorſchriften entgegenſtehen , unter die berechtigten
Orte neu zu verteilen , wenn ſich die Bedürfniſſe ihrer Volksſchulen
erheblich ändern .

6 ) Als Bedürfnis einer Volksſchule im Sinne des vorhergehenden
Abſatzes gilt derjenige Betrag , welcher an der Summe der nach §8 72 1J 1 a
und buan die Staatskaſſe zu leiſtenden Einzahlungen , mit Beiſchlagungeines nach §S 62 Abſatz 1 feſtzuſtellenden Wertanſchlags für die den Haupt⸗
lehrern zukommende freie Wohnung nach Aufrechnung der in den SS 78,
79 und 80 gedachten Einkünfte noch ungedeckt iſt .

1. Nach Stif . Geſ . § 32 ſind unter „ Diſtriktsſtiftungen “ alle
nicht ausſchließlich nur dem Vorteile von Angehörigen oder Bewohnern
einer Gemeinde oder mehrerer Gemeinden eines und desſelben Amts⸗
bezirks gewidmeten Stiftungen zu verſtehen . Die Verwaltung und Ver⸗
waltungsaufſicht der weltlichen Diſtriktsſtiftungen ſteht , ſofern Stif⸗
tungen ausſchließlich zugunſten der Schule in Frage kommen , dem Unter⸗
richtsmniſterium , ſonſt dem Miniſterium des Innern zu. Kirchliche
Diſtriktsſtiftungen unterſtehen dem Katholiſchen Oberſtiftungsrat , bezw .
dem Evang . Oberkirchenrat .

Hat eine Diſtriktsſtiftung außer den Leiſtungen für Lehrergehalte
noch andere Zwecke , ſo wird der auf die Schule entfallende Anteil der
Stiftungserträgniſſe nach den Vorſchriften zu § 79 ermittelt .

2. Was aus den Erträgniſſen der Stiftung ſchon vor dem 29. Auguſt
1818 ohne zeitliche Beſchränkung oder ohne ausdrücklichen Vorbehalt des
Widerrufs an eine beſtimmte Schule entrichtet wurde , bildet den nach
§ 18 Abſ . 2 des Geſ . vom 28. Auguſt 1835 der Schule zum voraus
zukommenden feſten Betrag . Der Reſt der Erträgniſſe iſt
unter die berechtigten Gemeinden nach Maßgabe ihrer Aufwendungen für
die Schule zu verteilen . Die Verteilung geſchieht in der Regel auf eine
beſtimmte Zahl von Jahren .

Uber die Anſpruchsberechtigung entſcheidet im Streitfall auf Vorent⸗
ſcheidung des zuſtändigen Miniſteriums —bei kirchlichen Stiftungen des
UM. —der Verwaltungsgerichtshof . — VRPfG . § 3 Ziff . 8 i. V. mit
Ziff . 8 der VVO . zum VRPfG . und § 41 Ziff . 1 VRPfG .

3. Die Vorſchrift in Abſ . 3 iſt durch die übernahme des Aufwandes
für die Lehrergehalte auf die Staatskaſſe und die Aufhebung des § 62
SchG . gegenſtandslos geworden . Vergl . hiezu § 82. Sofern die be⸗
teiligten Gemeinden keinen übergeſetzlichen perſönlichen Aufwand zu
machen haben , werden die Leiſtungen ſeitens der Stiftung einſtweilen
einzubehalten ſein .

Vereinnahmung der Deckungsmittel durch die Gemeinde .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI § 62.

( 1 Die in den §8 78 bis 81 bezeichneten Einkünfte werden für die
Gemeindekaſſe vereinnahmt , wogegen aus dieſer Kaſſe alle damit ver⸗
bundenen Laften zu beſtreiten ſind .
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( 2) Das Vermögen der Schulpfründen , zu welchem insbeſon⸗

dere die Ablöſungskapitalien für abgelöſte Leiſtungen zu Lehrer⸗

gehalten gehören , muß als Stiftungsvermögen im Grundſtock un⸗

geſchmälert erhalten bleiben .

( 3) Die Einhaltung dieſer Vorſchrift iſt durch die hinſichtlich

der Aufſicht über die Verwaltung des örtlichen Schulvermögens

zuſtändigen Behörden zu überwachen .

1 . Die Beſtimmung in Abſ . 1 hat eine Anderung erfahren durch

Ziff . 6 des § 28 StVG . , die lautet :

Soweit und ſolange eine Gemeinde für ihre Volksſchule Auf⸗

wendungen perſönlicher oder ſachlicher Art über das geſetzlich ge⸗

botene Mindeſtmaß hinaus macht , kommt ihr der Genuß der in

§ 82 des Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910 bezeichneten Einkünfte

zu ; andernfalls ſind dieſe Einkünfte der Staatskaſſe zu überweiſen ,

die dann auch die darauf ruhenden Laſten zu tragen hat .

Die Vorſchrift enthält nach zwei Richtungen eine Anderung der

Zwecksbeſtimmung des zur Dotation der Schulſtelle gehörigen

Vermögens . Während dasſelbe bisher nur zur Beſtreitung des von den

Gemeinden geſetzlich zu machenden perſö nlichen Aufwandes be⸗

ſtimmt war , erhält es jetzt die Widmung zur Deckung des von einer Ge⸗

meinde über das geſetzliche Maß hinaus für ihre Schule ge⸗

machten nicht nur perfönlichen , ſondern auch ſa chlichen Auf⸗

wandes .

8 Sofern der perſönliche Aufwand in Frage kommt , ſtößt die

Durchführung auf keine Schwierigkeiten , da das „ gebotene Mindeſtmaß “

dieſes Aufwandes im Geſetz genau feſtgelegt iſt . Bezüglich des ſach⸗

lichen Aufwandes dagegen fehlt es an einer ſolchen , ſeinen Umfang
genau präziſierenden geſetzlichen Vorſchrift ; nach §8 111, 114 und 116 des

Geſ. haben die Gemeinden die Verpflichtung , ein Schulgebäude zu er⸗

richten , die Schulzimmer mit den durch Verordnung vorgeſchriebenen

Gerätſchaften einzurichten , die erforderlichen Lehrmittel zu beſchaffen und

die Schule überhaupt „ mit allem zu verſehen , was gu ihrer

zweckdienlichen Benützung erforderlich i ſt “. Die

letztere Beſtimmung iſt außerordentlich dehnbar und auslegungsfähig.
Bringt die Gemeinde in den Schulzimmern einen Bilderſchmuͤck an oder

beſchafft ſie Lehrmittel , die nicht unbedingt notwendig ſind , ſo bewegt

ſie ſich damit zwar innerhalb des im Geſetz für die Ausſtattung der

Schule aufgeſtellten Rahmens , geht aber andererſeits doch über das

abſolut Gebotene hinaus und wird deshalb die Erträgniſſe der Deckungs⸗

mittel hiefür in Anſpruch nehmen . Der Anſpruch kann aber in dieſem

Fall nur auf Erſatz der einmaligen Aufwendungen gehen . Fort⸗
laufende Ausgaben , wie ſie das Geſetz offenbar unterſtellt , werden
beim ſachlichen Aufwand nur an größeren Schulen mit erweitertem

Unterricht vorkommen , hier aber rechtlich inſofern bedeutungslos ſein ,

als ſolchen Schulen der Genuß der Deckungsmittel ſchon für den

übergeſetzlichen perſönlichen Aufwand zuſtehen wird .
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Die auf den ſachlichen Aufwand bezügliche Beſtimmung enthält
nicht nur eine Anderung des Stiftungszweckes des Schulvermögens , ſon⸗
dern ſie ſtößt auch in ihrer Durchführung , ſowohl was die Feſt⸗
ſtellung der Anſpruchsberechtigung angeht , als auch hinſichtlich der Ver —
teilung der Erträgniſſe und der darauf ruhenden Laſten auf ſo große
Schwierigkeiten , daß ihre Wiederaufhebung in Erwägung gezogen wer⸗
den dürfte .

Unter dem Ausdruck „ Laſten “ ſollen , nach der Begründung zum
Geſ. vom 13. Mai 1892 , ſoweit es ſich um Grundſtücke handelt , nicht nur
die auf die letzteren kataſtrierten Steuern und Umlagen , ſondern über⸗
haupt alle jene Ausgaben inbegriffen ſein , für welche landrechtlich der
Eigentümer aufzukommen hat , z. B. auch die Koſten für Vermeſſung der
Grundſtücke , für ein etwaiges Aufgebotsverfahren u. a. m. Die den Ge⸗
meinden hierdurch erwachſenden Auslagen werden im allgemeinen durch
die Zuweiſung des geſamten Ertrags der Deckungsmittel reichlich aus⸗
geglichen werden .

Vollzugsvorſchriften zur Durchſührung der Beſtimmung
konnten , abgeſeyen von den durch die Inflation geſchaffenen Verhältniſſen ,
ſchon in Rückſicht auf die zeitlich beſchränkte Geltungsdauer des St8 .
nicht erlaſſen werden . Nachdem durch das Geſetz vom 7. Auguſt 1925
über eine Anderung des Ausführungsgeſetzes zum Landesſteuergeſetz
( Steuerverteilungsgeſetzz nunmehr die fortdauernde Gültigkeit
des §S 28 StVG . ausgeſprochen iſt , ſteht der Erlaſſung ſolcher Vor⸗
ſchriften nichts mehr entgegen . Als Grundlage hiefür wird zunächſt der
Vermögensbeſtand der einzelnen Schulpfründen an Kapitalien , Liegen⸗
ſchaften und Berechtigungen nach Maßgabe der Vorſchriften des § 78
SchG . feſtzuſtellen ſein . Ob die Vollzugsvorſchriften durch Geſetz oder
durch Verordnung zu erlaſſen ſind , wird dann davon abhängen , ob die
geſetzlichen Beſtimmungen über die Verwaltung oder über die Verwen⸗
dung der Erträgniſſe der Deckungsmittel eine Anderung erfahren ſollen .
Eine Anderung des Stiftungszweckes einer Schulſtiftung lediglich unter
Anwendung des 8 10 Stift . Geſ . iſt bei der beſtimmten Faſſung des § 28
Ziff . 6 StBG . ausgeſchloſſen .

2. Über die Bedeutung des Wortes „ Schulpfründe “ vergl . Bmkg . 1
zu 8 78.

Während in § 78 „die Ablöſungskapitalien für frühere Leiſtungen
zu Lehrergehalten “ unter die zum Unterhalt der Lehrer beſtimmten Orts⸗
fonds gerechnet ſind , werden ſie in § 82 als Beſtandteil der Schulpfründe
aufgeführt . Dies ſteht im Widerſpruch mit der Vorſchrift in § 3 Abſ . 2
des Geſetzes vom 7. März 1884 über die Ablöſung von Kompetenzen 3u
Volksſchullehrergehalten und § 12 der VVoO. hiezu vom 8. April 1886 ,
wonach die Ablöſungskapitalien als örtliche Schulſtiftungen geſondert
zu verwalten ſind .

Die Vorſchrift in Abſ . 2 wird ohne Rückſicht darauf , wem die Erträg⸗
niſſe der Schulpfründen und des übrigen örtlichen Schulvermögens
künftig zufallen werden , und zwar unter Wahrung des konfeſſionellen
Charakters der einzelnen Vermögensteile , aufrecht zu erhalten ſein . Vergl .
auch Bad . Verf . § 18 Abſ . 5.

3. Aufſichtsbehörden ſind die Bezirksämter und das UM.

4
7
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Schulgüter .

a) Veräußerung und Zurückziehung .

§ 83 .

EuG . vom 8. März 1868 § 51. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 63.

( 1) Ohne Zuſtimmung der Oberſchulbehörde dürfen landwirt⸗
ſchaftliche Grundſtücke , welche der Schule ſtiftungsgemäß gewidmet

ſind , nicht veräußert , und Liegenſchaften der Gemeinde , deren Be⸗

nützung zur Zeit der Einführung dieſes Geſetzes einen Teil des

feſten Gehaltes eines Lehrers ausmacht , von der Gemeinde nicht

zu anderweiter Verwendung zurückgezogen werden .

( 2) Das Gleiche gilt von Gebäuden , welche im nämlichen Zeit⸗

punkt behufs der Bewirtſchaftung ſolcher Grundſtücke einem Lehrer

zur Benützung zuſtehen .

1. Die Vorſchrift des §S 83, der an die Stelle des §S 51 EUG . vom
3. März 1868 getreten , entſtammt dem Geſetz vom 13. Mai 1892 , das mit
dem 1. Mai 1892 in Geltung getreten iſt . Sie unterſcheidet zwiſchen

Liegenſchaften , die der Schule ſtiftungsgemäß gewidmet ſind , d. h. im

Eigentum der Schulpfründe ſtehen , und Liegenſchaften im Eigen⸗

tum der Gemeinde . Zu den letzteren gehören in erſter Reihe die⸗

jenigen Liegenſchaften , die infolge des Geſetzes vom 3. Mai 1858 in Orten

mit vorzugsweiſe landbautreibender Bevölkerung ſolchen Schulſtellen , die
nicht bereits mit Grundſtücken dotiert waren , von den Gemeinden zur

Nutzung überwieſen wurden , ſei es, daß ſie aus dem liegenſchaftlichen Be⸗
ſitz der Gemeinden entnommen oder aus Gemeindemitteln angeſchafft
wurden . Das EllG . hatte , um den Zuſtand der Schuldation , „ wie er ſich
infolge des Geſetzes vom Jahr 1858 geſtaltet hatte “, aufrecht zu erhalten ,

die Veräußerung ſolcher Liegenſchaften von der Zuſtimmung des
Lehrers und der Genehmigung der Oberſchulbehörde abhängig gemacht .

Das Geſetz vom 13. Mai 1892 hat das Veräußerungsverbot ausge⸗
dehnt auf alle Gemeindeliegenſchaften , deren Nutzung
zur Zeit ſeines Inkrafttretens , d. i. am 1. Mai 1892
einen Teil des feſten Gehalts eines Lehrers bildete .
Es umfaßt ſonach auch diejenigen Liegenſchaften , die bereits vor dem

Geſetz vom 3. Mai 1858 oder aber nach dem EuUG. vom 8. März 1868,
bei deſſen Beratung die Kommiſſion der II . Kammer den Wunſch aus⸗
geſprochen hatte , daß zu neuen Anſchaffungen aufgrund des Geſetzes vom

5 1858 nicht mehr geſchritten werden ſolle , von ſeiten einer Gemeinde

35 Schulſtelle zur Benutzung freiwillig überwieſen worden waren .
ndererſeits lockert es die Bindung der Gemeinde , indem es die Frei⸗

gabe der Grundſtücke nicht nur für den Fall der Veräußerung , ſondern
allgemein für den Fall anderweiter Verwendung , alſo zur eigenen Ver⸗
wendung durch die Gemeinde , vorſieht . Ein Anſpruch auf Zurück⸗
ziehung der Liegenſchaften ſteht der Gemeinde nicht zu .
54 n zur Zurückziehung zwecks anderweiter Ver⸗

ſich 9 wur 15 früherer Zeit in der Regel nur dann erteilt , wenn es

Bauöldz
Aen Bohurkeen

Zweck — Verwendung des Grundſtücks als

512 6
6 für ein Schulhaus , oder Rathaus , oder eine Straßenanlage oder

dergl . — handelte . Dabei wurde die Genehmigung regelmäßig an die Be⸗
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dingung geknüpft , daß die Gemeinde den erkenntnismäßigen Anſchlag der
Güternutzung als privatrechtlichen Beitrag übernahm . Von
dieſer Bedingung wurde ſeit Erlaſſung des Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910
abgeſehen in Rückſicht auf § 96 des Geſetzes , wonach der Nutzungsanſchlag
der Gemeindeliegenſchaften für die Berechnung des Staatsbeitrags nicht
mehr unter die Einkünfte der Schulſtelle aufzunehmen war , und der
Staatskaſſe aus der Veräußerung ſonach keine weitere Belaſtung entſtand .
Seit der Üübernahme des Perſonalaufwandes auf die Staatskaſſe wurde
etwaigen Anträgen auf Zurückziehung der Liegenſchaften im allgemeinen
ohne weiteres ſtattgegeben .

2. Die Beſtimmung in Abſ . 2 bezieht ſich im weſentlichen auf
Scheuern und Stallungen , die dem Lehrer als Zugehörden zum Schul⸗
haus zur Verfügung ſtehen .

3. Da die Nutzung der aufgrund des Geſ . vom 3. Mai 1858 oder aus
anderer Veranlaſſung von den Gemeinden der Schule gewidmeten Liegen⸗
ſchaften einen Teil des ſtaatsrechtlichen Beitrags der Ge⸗
meinden zum Unterhalt der Schule ausmacht , wird es bei der durch 8 28
StBG . geſchaffenen Rechtslage gerechtfertigt ſein , Anträgen von Ge⸗
meinden auf Zurückziehung ſolcher Liegenſchaften ohne weiteres ſtattzu⸗
geben Auch wird der im Falle früherer Zurückziehung der Liegenſchaften
als Erſatz für die öffentlich⸗rechtliche Leiſtung von der Gemeinde über⸗
nommene privatrechtliche Beitrag unter den Deckungsmitteln gerade ſo
zu ſtreichen ſein wie eine etwaige Allmendnutzung oder eine urſprünglich
einem Gemeindebürger als Schulſteuer auferlegte Naturallieferung , oder

ken
anſtelle des „ Wandertiſches “ von der Gemeinde übernommene Geld⸗

eiſtung .

b) Verpachtung an den Hauptlehrer .

§ 84 .

Geſ. vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 64. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI .

( ) Auf Verlangen des Hauptlehrers müſſen dieſem für die
Dauer ſeiner Anſtellung in der Gemeinde die in § 83 bezeichneten
Liegenſchaften ganz oder teilweiſe in Pacht gegeben werden , und
zwar für einen vom Bezirksrat als Verwaltungsbehörde jeweils
auf die Dauer von 6 Jahren feſtzuſetzenden Pachtzins . Für die
in dieſem Falle dem Lehrer mit zu überlaſſenden , zur Bewirt⸗
ſchaftung der Grundſtücke beſtimmten Gebäude —ſofern ſolche
vorhanden ſind — darf ein beſonderer Pachtzins nicht gefordert
werden .

E) Hausgärten von nicht mehr als fünf Ar Flächeninhalt gelten als
Zubehörde der Wohnung , deren Genuß der Inhaber der letzteren ohne
beſonderes Entgelt anzuſprechen hat .

( 3) Die Gemeinde kann verlangen , daß der ihr zukommende
Pachtzins ( Abſatz 1) von der Staatskaſſe für Rechnung des Lehrers

an die Gemeindekaſſe bezahlt [ beziehungsweiſe an den von letzterer
zu leiſtenden Einzahlungen ( § 72 ) in Abrechnung gebracht ] werde .

BGB . 8S8 581 , 582 , 583 , 584 , 595 .
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1. Das Geſetz vom 13. Mai 1892 hat als eine Folge der Neuordnung

der Dienſteinkommensverhältniſſe der Volksſchullehrer an die Stelle der

ihnen bis dahin zugeſtandenen Naturalnutzung das Recht auf Pach⸗

tung der zum Schuldienſt gehörigen Liegenſchaften geſetzt . Die Vor⸗

ſchriften werden durch die Neuordnung der Beſol⸗

dungsverhältniſſe der Lehrer nicht berührt .

Wohl aber wird es im Zuſammenhang mit einer etwaigen geſetz⸗
lichen Neuregelung der Frage der Deckungsmittel zu prüfen ſein,
ob im Hinblick auf die völlig veränderte beamtenrechtliche Stellung dei

Lehrer die dermaligen , auf der früheren Sonderſtellung der Lehrer be⸗

ruhenden Genußrechte nach Art und Umfang aufrecht zu erhalten ſind
oder ob ſie auf ein Maß beſchränkt werden ſollen , das dem Lehrer die

nach den örtlichen Verhältniſſen notwendige oder doch wünſchensdoerte
Gewinnung der für den Haushalt unentbehrlichen landwirtſchaftlichen
Produkte ſichert und ihm andererſeits auch die vom unterrichtlichen
Standpunkt aus zu begrüßende Möglichkeit einer beſchränkten landwikt⸗

ſchaftlichen Betätigung bietet .

Das Recht auf Pachtung der Schulgüter ſteht nur dem Inhaber det

Hauptlehrerſtelle , nicht dem Schulverwalter zu .

Eine Verpflichtung der Gemeinde , den Lehrer auf das Vorhanden —
ſein von Gütern aufmerkſam zu machen , beſteht nicht . Andererſeits darf
ſie ihrerſeits aber auch nichts tun , was dem Lehrer die Ausübung ſeines
Rechts unmöglich macht oder erſchwert . Über das Recht der Gemeinde

zur Verpachtung der Schulgüter an Dritte vergl . Bmkg . 3 zu 8§ 87. Sind
die Güter beim Dienſtantritt des Lehrers von der Gemeinde nach ihtet

Zuſtändigkeit verpachtet , ſo kann der Lehrer das ihm zuſtehende Recht
erſt nach Ablauf der Pachtzeit ausüben .

zwiſchen Lehrer und Gemeinde regelt ſich,
ſofer as Geſetz nichts anderes beſtimt en Vorſchrif 5
868 . —88 581l 0 s beſtimmt , nach den Vorſchriften de

Der Lehrer muß die Grundſtücke nach ihrer wirtſchaftlichen Beſtim⸗
mung benutzen . ( BGB . § 583. ) Bezüglich etwaiger Kulturver
änderungen beſtimmt die Vo . über den Aufwand für die Volks⸗
ſchulen vom 8. Auguſt 1910 in § 29.

Kulturveränderungen der dem Schuldienst gewidmeten
Grundstücke bedürfen , wenn sie nicht vom Gemeinderat be-

beantr St sind , seiner Zustimmung und überdies der Ge⸗
nehmigung durch die Oberschulbehörde .

Die Genehmigung soll nur erteilt werden , wenn die
Kosten der Veränderung von der Gemeinde übernommen
werden oder deren Deckung sonst sichergestellt ist .

Falls dadurch die Erträgnisse des Grundstücks eine Stei⸗

gerung erfahren , soll der vom Lehrer zu entrichtende Pacht⸗
zins auch vor Ablauf des Zeitabschnitts , für den er festse -
gestellt ist , durch den Bezirksrat neu festgesetzt werden .

Hinſichtlich der Feſtſetzung des i 5 irksrat
beſtimmt die VO. in § 28 fIgl chtzinſes dieſhee

4 855 Festsetzung des Pachtzinses für die Schulgüter ( S 84
es Gesetzes ) durch den Bezirksrat soll einerseits die Pacht⸗
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erträgnisse von Gütern gleicher Art und Beschaffenheit im
Schulort und in anderen Orten des Amtsbezirks , anderer -
seits den Steuerwert der Güter in Betracht ziehen und dabeiauch den Zweck der Gesetzesbestimmung . den Lehrern die
Beschäftigung mit der Landwirtschaft und die Gewinnungder für den Haushalt notwendigen Lebensmittel zu ermög -
lichen , sowie die Tatsache nicht außer Acht lassen , daß die
Lehrer vielfach nicht in der Lage sein werden , den gleichen
Ertrag wie der berufsmäßige Landwirt aus dem Grundstück
zu ziehen .

Die Schätzung ist jeweils zu Beginn des sechsten Jahres
der Pachtperiode vorzunehmen und dem Lehrer wie der Ge -
meinde unter gleichzeitiger Benachrichtigung der Oberschul -
behörde zu eröffnen .

2. Abſ . 2 iſt durch § 30 Beſ . Geſ . aufgehoben .
3. Abſ . 3, deſſen Vorſchrift dahin abzielt , die Bezahlung des Pacht⸗

zinſes durch den Lehrer ſicherzuſtellen , iſt lediglich ein Ausfluß der für die
Gemeinden unbedingt verpflichtenden Vorſchrift in Abſatz 1.

e) Regelung des Pa chtverhältniſſes .

8 85 .

Geſ . vom 13. Mai 1898 Art . VI S 65.

( 1) In Ermangelung anderer Vereinbarung unter den Be⸗
teiligten beginnt das Pachtverhältnis für einen in die Pachtbe⸗
rechtigung neu eintretenden Hauptlehrer mit dem nächſtfolgenden
24. Oktober und endigt mit dem auf das Erlöſchen der Berechti⸗
gung folgenden 23 . Oktober . Im Falle des Ablebens des Haupt⸗
lehrers dauert das Pachtverhältnis für Rechnung der Erben noch
bis zum nächſtfolgenden 23 . Oktober .

( 2) Der pachtberechtigte Lehrer darf die Schulgüter weder
ganz noch teilweiſe in Untervacht geben , muß vielmehr dieſelben ,
wenn er die Selbſtbewirtſchaftung nicht fortſetzen will , der Ge⸗
meinde abtreten . Jedoch kann dies , in Ermangelung anderer Ver⸗
einbarung , nur auf den 23 . Oktober eines Jahres nach voraus⸗
gegangener mindeſtens halbjähriger Kündigung geſchehen .

( 3) Die Gemeinde kann die Auflöſung des Pachtverhältniſſes
nur aus Gründen fordern , welche nach dem bürgerlichen Rechte
den Beſtandgeber zur Aufhebung eines Beſtandes vor Beendigung
der vertragsmäßigen Dauer desſelben berechtigen .

( Der Hauptlehrer , welcher aus dem Pachtverhältnis durch
eigene Kündigung oder durch Aufhebung desſelben ſeitens der
Gemeinde ausgeſchieden iſt , kann eine Wiedereinſetzung nicht ver⸗
langen .

BGB . §8§ 596 , 569 , 595 , 540 , 553.
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1. Die Feſtſetzung des Anfangs und des Endes der Pachtzeit auf
den 24. bezw . 23. Oktober bezweckt , dem Lehrer den Genuß des vollen

Jahresertrags des Grundſtückes ſicherzuſtellen . Das Pachtverhältnis gilt
für die ganze Dauer der Anſtellung des Lehrers an der Schule und iſt für
die Gemeinde , abgeſehen vom Fall des Abſ . 3, unkündbar .

Die Vorſchrift in Satz 2 ſteht in Übereinſtimmung mit den Vor⸗

ſchriften der S§8 596, 569 und 595 BGB .

2. „ Das Verbot , die Schulgüter in Unterpacht zu geben , ent⸗

ſpricht der Erwägung , daß die Vorſchrift in § 84 als eine Ausnahme von
der allgemeinen Regel des §S 82 nur dann Platz greifen ſoll , wenn der

Lehrer an der eigenen Bewirtſchaftung der Güter ein beſonderes Intereſſe
hat “ ( Begründung zum Geſ . vom 13. Mai 1892) . Die Unterverpachtung
im Ganzen oder zum Teil iſt ſelbſt dann nicht zuläſſig , wenn die Ge⸗
meinde ſich damit einverſtanden erklärt . Die Zuwiderhandlung gegen die
Vorſchrift hat die ſofortige Auflöſung des Pachtverhältniſſes zur Folge
und macht den Lehrer überdies dienſtpolizeilich wegen Verletzung ſeinet
Dienſtpflichten verantwortlich .

Der Begriff der Selbſtbewirtſchaftung erfordert nicht , daß
der Lehrer den Ertrag der Grundſtücke in der eigenen Wirtſchaft ver⸗
wendet .

Für die Kündigung des Lehrers iſt die Vorſchrift des § 50
BGB . zu beachten .

3. Der nach § 581 Abſ 2 BGSB. auch auf die Pacht anwendbare 8§ 55
BGB . beſtimmt über die Zuläſſigkeit vorzeitiger Kündigung :

Der Vermieter kann ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗
krist das Mietverhältnis kündigen , wenn der Mieter unge⸗
achtet einer Abmahnung des Vermieters einen vertrags⸗
widrigen Gebrauch der Sache fortsetzt , der die Rechte des
Vermieters in erheblichem Maße verleètzt oder die Sache
durch Vernachlässigung der dem Mieter obliegenden Sorg⸗
kalt erheblich gefährdet .

4 . Die Kündigung des Lehrers enthält einen Verzicht auf das

ihm nach § 84 zuſtehende Recht . Der Lehrer kann daher das Pachtver⸗
hältnis zur Gemeinde auch nicht bezüglich eines anderen Grundſtücks
wieder aufnehmen . Dieſelbe Rechtsfolge tritt ein , wenn dem Lehrer die
Pacht ſeitens der Gemeinde aufgrund des Abſ . 3 wegen ſchuldhaften Ver⸗
haltens entzogen wird . Nach der Begründung zu dem Geſetz hat die Be⸗

ſtimmung den Zweck die Gemeinden gegen Willkürlichkeiten des Lehrers
ſicherzuſtellen, ihnen insbeſondere auch die Möglichkeit einzuräumen , für

die Verpachtung der Liegenſchaften auf eine längere Reihe von Jahren
hinaus Vorſorge zu treffen . Vergl . §8 87.

d) Vorzugs - Anſp ruch des ortsälteſten Haupt⸗
lehrers .

§ 86 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI § 66.

) Bei Volksſchulen mit mehreren Hauptlehrern ſteht die
Ausübung der in § 84 bezeichneten Berechtigung demjenigen zu,
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welcher am längſten in der Gemeinde als Hauptlehrer ange⸗
ſtellt iſt .

2 ) Will dieſer von der Berechtigung nicht Gebrauch machen oder
ſcheidet er gemäß § 85 letzter Abſatz aus dem Pachtverhältnis aus ,
tritt an deſſen Stelle der im Dienſtalter als Hauptlehrer in der⸗
ſelben Gemeinde nächſtfolgende .

1 Die Beſtimmung , wonach nicht das höhere Dienſtalter , ſondern die
längere Dienſtzeit in der Gemeinde die Berechtigung zur
pachtweiſen Übernahme der Schulgüter begründet , enthält einen Anreiz
für ein längeres Verbleiben auf derſelben Stelle . Sie iſt aber auch ge⸗
eignet , Zwiſtigkeiten , wie ſie die Beſetzung einer erledigten Hauptlehrer —
ſtelle mit einem dienſtälteren Lehrer mit ſich bringen könnte , zu verhüten
und eine möglichſt ununterbrochene Benützung der Schulgüter durch die
Lehrer zu ſichern .

2. Abſ . 2 findet auch auf den Fall Anwendung , daß der zunächſt be⸗
rechtigte Hauptlehrer nur einen Teil der Güter übernimmt .

e) Teilung in Pachtloſe .

§ 87 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 67.

( ) . Wenn in einer Gemeinde mit mehreren Hauptlehrern
Schulgüter (§S 83 ) in ſolchem Geſamtumfange vorhanden ſind , daß
daraus zwei oder mehr Loſe von mindeſtens je zwanzig Ar
Flächeninhalt zweckmäßig ſich bilden laſſen , kann die Ortsſchul⸗
behörde die Teilung in Loſe beſchließen . Der Beſchluß der Orts⸗
ſchulbehörde bedarf der Genehmigung der Oberſchulbehörde nach
vorheriger Begutachtung durch den Bezirksrat .

( 2) Hinſichtlich der einzelnen Loſe finden ſodann die §8§ 84 , 85
und 86 entſprechende Anwendung .

1. Die Vorſchrift bezweckt , in Schulen mit mehreren Lehrern beim
Vorhandenſein eines größeren Güterkomplexes eine entſprechende Zutei⸗
lung von Gütern an alle oder wenigſtens an mehr als einen derſelben zu
ermöglichen , einerſeits um die mit dem Gütergenuß verbundenen Vorteile
Unter die Lehrer an der betreffenden Schule möglichſt gleichheitlich zu ver —
teilen , andererſeits um zu verhindern , daß ein Lehrer durch die Bewirt⸗
ſchaftung der Güter zu ſehr in Anſpruch genommen und dadurch von der
gewiſſenhaften Erfüllung ſeiner dienſtlichen Aufgaben abgezogen wird .

2. Nach §S 27 der Vo . über den Aufwand der Volksſchulen vom
8. Auguſt 1910 „erſtreckt ſich die Berechtigung der an der Schule ange⸗
ſtellten Hauptlehrer auf pachtweiſe Überlaſſung der Schulgüter jeweils
nur auf ein einzelnes Los . Es muß daher derjenige Hauptlehrer ,
welcher in ein freigewordenes Los einrücken will , ſein bisheriges Los
abtreten “.

3. Wenn und ſoweit keiner der nach 8§ 84 und 86 zur Pachtung be⸗
rechtigten Hauptlehrer von dieſer Befugnis Gebrauch macht , iſt die Ge⸗
meinde nach §S 26 der VO. vom 8. Auguſt 1910 berechtigt , dieſelben
auf einen Zeitraum von längſtens 6 Jahren anderweit zu ver⸗
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pachten . „ Wenn indeſſen die Schulgüter infolge Verſetzung oder Tod

eines Hauptlehrers oder aus einem andern der in § 85 des Geſetzes be⸗

zeichneten Gründe pachtfrei werden , darf die Gemeinde an Schulen mit

vier oder weniger Hauptlehrerſtellen dieſelben nur auf die Dauer eines

Jahres von dem regelmäßigen Endtermin der Pachtzeit an anderweit in

Pacht geben . “ Zur Verpachtung auf längere Zeit iſt im Einzelfall die

Genehmigung des UM. erforderlich .

Schulgeld .

Bieſtraäg .
8§ 88 .

Geſ . vom 28. Aug . 1835 § 39. EuG . vom 8. März 1868 § 53. Geſ . vom

19. Februar 1874 Art . I. Geſ . vom 25. Juli 1888 Art . 1. Geſ . vom

13. Mai 1892 Art . VI 8 68.

Zur Aufbringung des nach der Zahl der Schulkinder ſich richtenden

Gemeindebeitrages ( § 72 J 2) iſt als „Schulgeld “ für jedes Kind , welches

die Volksſchule beſucht , ein Vorausbeitrag von 3 / 20 3 jährlich von

dem zur Ernährung des Kindes Verpflichteten an die Gemeinde zu ent⸗

richten .
Beſuchen mehrere Kinder einer Familie gleichzeitig die nämliche

Volksſchule , ſo iſt nur für erſte der volle Betrag , für das zweite ,

dritte und vierte dagegen nur die Hälfte und für die übrigen Kinder kein

Schulgeld zu zahlen .

das

pb) Befreiung Unvermögender .

c) Erhöhtes Schulgeld .

89 .ο

Geſ . vom 25. Juli 1888 Art . I § 55. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 69.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art. VI.

Unvermögende ſind von der Zahlung des Schulgeldes für diejenige

Volksſchule , zu deren Beſuch eine geſetzliche Verpflichtung beſteht 6 1

Abſatz 1 Satz 1 des Geſetzes ) , durch die Gemeindebehörde je nach dem

Grad der Dürftigkeit z oder teilweiſe zu befreien . Über Beſchwerden
gegen die Verweigerr der Schulgeldbefreiung entſcheidet das Bezirks⸗
amt im Benehmen mit dem Kreisſchulamt .

Von Schülern , die an einer für ſie nicht verbindlichen Schuleinrich⸗
tung teilnehmen die Volksſchule einer benachbarten Gemeinde mit
deren Zuſtimmung beſuchen , ohne daß der Fall des 8 9 vorliegt , kanmn

mit Genehmigung der Oberſchulbehörde ein höheres als das in 8 88

Abſ . 1 feſtgeſetzte Schulgeld erhoben werden .

d) Beſondere Beitragsleiſtungen von Erziehungs⸗

anſtalten .
§ 90 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI 8 69 a.

Wenn durch den Beſuch von Schülern aus einer am Schulort
errichteten Erziehungsanſtalt die Zahl der Schüler eine Erhöhung
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gebotenen Zahl von Lehrerſtellen notwendig wird , ſo kann dem
Unternehmer der Anſtalt durch den Bezirksrat die Leiſtung eines
entſprechenden Beitrags zur Deckung des der Gemeinde hieraus
erwachſenden [ perſönlichen und ] ſachlichen Mehraufwands auf⸗
erlegt werden .

in dem Umfang erfährt , daß die Errichtung weiterer als der ſonſt

Gegen die Entſcheidung des Bezirksrats findet Klage an den
Verwaltungsgerichtshof ſtatt .

Für die Aufnahme der Beſtimmung in das SchG . vom 7. Juli 1910
war die Erwägung maßgebend , daß die Errichtung von Erziehungs - be⸗
ziehungsweiſe Unterkunftsanſtalten für arme Kinder , Waiſen und der⸗
gleichen , ſoweit die letzteren ſchulpflichtig ſind , für die betreffenden Ge—
meinden unter Umſtänden die Urſache zu erheblichen Mehraufwendungen
für ihre Schule ſein könne und daß es für einen ſolchen Fall nur billig
erſcheine , dem Unternehmer ſolcher Veranſtaltungen die Leiſtung eines
entſprechenden B ges zur Deckung dieſer Koſten , ſei es für dauernd
oder für eine gewiſſe Zeitdauer , aufzuerlegen . Bei der Bemeſſung des
Beitrages ſollen die aus der Errichtung der Anſtalt für die Gemeinde ſich
etwa ergebenden Vorteile entſprechend berückſichtigt werden . Die Be —
ſtimmung , zu deren Anwendung ſich ſeit ihrer Erlaſſung ein Anlaß nicht
ergeben , hat nur noch Bedeutung hinſichtlich des ſachlichen Aufwandes .

e) Schulgelderfonds

§ N1 .

Geſ. vom 28. Auguſt 1835 §S 46. EUG . vom 8. März 1868 8S 56.

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI §S 70.

Wo ſich Fonds befinden , welche nach ihrem Zwecke oder gemäß der
Beſtimmungen der §§ 78 bis 81 zur Zahlung des Schulgeldes verfügbar
ſind , können dieſelben zur Beſtreitung des nach §872 J 2 der Gemeind
liegenden Beitrages verwendet werden , wogegen für die zum Fonds
rechtigten das an die Gemeinde zu entrichtende Schulgeld verhältnismö
zu mindern beziehungsweiſe ganz zu erlaſſen iſt . —

ig

Nachdem der Unterricht in der Volksſchule nach der Vorſchrift in 8 19
Abſ. 7 Bad . Verf . unentgeltlich erteilt wird , werden die vorhande en
Stiftungen zur Zahlung des Schulgeldes , ſofern ſie üb
haupt noch Vermögen beſitzen , nach Maßgabe des § 10 Stift . Geſ. einem
anderen , im Gebiet der Volksſchule liegenden Zweck zu widmen ſein . Am

nächſtliegenden wäre dabei wohl die Verwendung zur Beſtreitung von
Lernmitteln für die Schüler .

In erſter Reihe käme hiefür die „Fürſt von Stirum ' ſche Stiftung für
Freiſchulen “ in Betracht , deren Erträgniſſe ſeither zur Bezahlung des

Schulgeldes für kathol . Schüler der ehemals fürſtbiſchöflich Bruchſaliſchen
Orte , und ſoweit die Stiftung für linksrheiniſche Orte beſtimmt war , für
kathol . Schüler des ganzen Landes verwendet wurden .
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e) Verzicht auf Schulgeld .

8. 92 .

CUG . vom 8. März 1868 § 57. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI §S 71.

( ) Durch einen mit zwei Dritteilen der Stimmen gefaßten , von der

Staatsbehörde genehmigten Gemeindebeſchluß kann auf die Erhebung des

nach §S 88 der Gemeinde zukommenden Schulgeldes verzichtet werden .

(2) Iſt dieſer Verzicht nicht für die Dauer eines zum voraus be⸗

ſtimmten Zeitraumes erfolgt , kann die Wiedereinführung der Schulgeld⸗
erhebung durch einfachen Gemeindebeſchluß jederzeit angeordnet werden .

(3) Auf die Verpflichtung der Gemeinde zur Leiſtung des in 872 12

dieſes Geſetzes bezeichneten Beitrages iſt ein etwaiger Verzicht der Ge⸗

meinde auf Schulgelderhebung ohne Einfluß .

Staatsrechklicher Beitrag der Gemeinde .

§ 93 .

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 §S 20. EUG . vom 8. März 1868 § 66. Geſ . vom
13. Mai 1892 Art . VI §S 72. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI .

Soweit die nach den 88 72 und 76 der Gemeinde für die Volksſchule
obliegenden Ausgaben durch die Einnahmen , von welchen die 88 78 bis
82 und §8 88 und 92 handeln , nicht gedeckt werden , iſt der bezügliche Auf⸗

wand nach Maßgabe der Beſtimmungen der Gemeindeordnung über den
Gemeindeaufwand und die Mittel zu deſſen Deckung aufzubringen .

Skadatsbeitrag zum Schulaufwand .

8§8 94 .

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 §§ 23 und 29. EuG vom 8. März 1868 8 69.

Geſ. vom 19. Februar 1874 Art . 1. Geſ . vom 7. Juni 1884 Art . I.
Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI §S 76. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI.

Gemeinden , die nicht der Städteordnung unterſtehen und nicht mehr
als 6000 Einwohner zählen , erhalten zur Deckung ihres Schulaufwandes
einen Staatsbeitrag nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen .

N 7 5 A8 8 1 rA 33 3

9 Wonden folgenden 88 95 —110 , die nähere Beſtimmungen über die

lrt der Berechnung und Feſtſetzung des Staatsbeitrages enthalten , haben

nur noch die §8 108 und 110 eine , wenn auch beſchränkte rechtliche Be⸗
deutung .

Schulaufwand in Schulverbänden .

§ 108 .

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 §S 25. EuG vom 8. März 1868 § 71. Geſ . vom
13. Mai 1892 Art . VI Juli 1910 Art . VI .

( 0 ) Wenn für mchrere Gemeinden , oder für Abteilungen einer

Gemeinde zuſammen mit einer andern ganzen Gemeinde oder
Teilen derſelben eine Volksſchule gemeinſam gehalten wird 6 7

Geſ . vom 7.
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Abſatz 2), haben die beteiligten Gemeinden nach Vorhältniß ihrer
zur Schule gehörigen Bevölkerung für die lin § 72J 1, III und
§ 76 bezeichneten ] Leiſtungen aufzukommen . Waßgebend iſt hiebei
das Ergebnis der Volkszählung , [ das der Berechnung des Ge⸗
meindebeitrags (§S 72 II ) zugrunde gelegt iſt . Dasſelbe bleibt

auch
beſtimmend im Falle des Ausſcheidens einer binde zum

Zweck der Errichtung einer eigenen Schule für die Bemeſſung des
on ihr zu entrichtenden Gemeindebeitrags (§S 72 1 1 ) 4

( 2) In demſelben Verhältnis gelten im Zweifel die an der
Schule beteiligten Gemeinden als mitberechtigt an den Einkünften
aus Dotationen und Fonds ( §§ 78 bis 81 ) .

( 3) Zahlungspflichtig gegenüber der Staatskaſſe [ ( § 72) und
gegenüber den Lehrern ( § 76 ) ] ſowie erhebungsberechtigt in An⸗
ſehung der Anteile der mitbeteiligten Gemeinden am . 9 8
wand und der Einkünfte der Schule ( 88 87 bis 81 )iſt die Ge⸗
meinde , welche die Verwaltung und Verrechnung der Ginnahmien
und Ausgaben der men Schule zu führen hat ( § 8, 3) .

Dieſelben Beſtimmungen kommen für politiſ ſche Gemeinden
in Anwendung , w elche aus Ottsgenneinden ſich zuſammenſetzen
deren jede beſondere ( O 88-) Ausgaben und Einnahmen hat , wenn
für die Geſamt⸗Gen 190 oder für mehrere Ortsgemeinden oder
Teile von ſolc chen eine gemeinſchaftliche Schule beſteht . [Dabei wird
die rechnune hrende Gemeinde ( Abſatz 3) von der Staatsver⸗
waltungsbehörde beſtimmt . ]

Gem. Ord . §S§ 4, 104.

Die Vorſchriften des §S 108 ſind , nachdem der Perſonalaufwand in
dem geſetzlich gebotenen Umfang von der Staatskaſſe dertronnen iſt , in

heer Anwendung auf 3 Fälle der Errichtung übergeſetzlicher
Lehrerſtellen und 955 Beſtreitung des ſachlichen Aufwandes ( § 114

SchG . )) beſchränkt . Dabei ſteht es den Gemeinden aber frei , im Wege
der freiwilligen Vereinbari ing einen anderen Verteilungsmaßſtab feſt⸗
zuſetzen . Vergl. SchG. §§ 8 , 110 und Gem . Ord . 8§5 .

Maßgebend für die Be rechnung des Beitrags iſt das Ergebnis der
letzten amtlichen Volkszählung .

Freiwillige Vereinbarungen der Gemeinden .

§ 110 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI §85 .

Vereinbarungen unter den beteiligten Gemeinden über anderweite
Verteilung des Aufwandes für eine gemeinſchaftliche Schule ( § 108 ) haben
gegenüber der Staatskaſſe keine rechtliche Wirkung .

Der Zweck der Beſtimmung iſt , einer von der geſetzlichen Aaeabweichenden Verteilung des Aufwandes die rechtliche Wirkung in bezug
auf eine etwaige Inanſpruchnahme von Staatsbeitrag zu verſagen . In⸗
ſofern iſt ſie mit der Übernahme des geſetzlichen Perf onalaufwandes auf
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die Staatskaſſe gegenſtandslos geworden . Inſoweit ſie aber die Zu⸗
keit der Gemeinden zum Abſchluß von Vereinbarungen unter ſich

anerkennt ( Urteil des Verwaltungsgerichtshofs i. S. der Gemeinde

enzell gegen die Gemeinde Bergzell vom 20. September 1911,),

ſie nur etwas aus , was bei der Beſchränkung der Vereinbarungen

auf den übergeſetzlichen Aufwand überhaupt nicht zweifelhaft ſein kann.

Zweiter Abſchnitt .

Von den Schulhäuſern und anderen örtlichen

Schulbedürfniſſen

äufer . Allgemeine Vorſchriften .

§ 111 .

vom 28. Auguſt 1835 §8 78. EuG . vom 8. März 1868 88 80, 81.
Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI S 86.

sſchulbauten gelten folgende Grundſätze :

Jede Volksſchule ſoll in der Regel ein eigenes Gebäude

haben , welches nicht gleichzeitig anderen Zwecken , ſofern
dieſe die Intereſſen der Schule zu beeinträchtigen geeignet
ſind , dienen ſoll .
Das Gebäude ſoll für jeden an der Schule ſtändig ange⸗
ſtellten Lehrer ( §8 26 , 27 ) ein beſonderes Schulzimmer ent⸗
halten .

93
Die Sch

ſtens 3,5 N
ilzimmer ſollen eine lichte Höhe von minde⸗
ter haben , und die Grundfläche ſoll mit Rück⸗

ſicht auf die im einzelnen Zimmer regel. näßig und geich⸗
zeitig zu utinterrichtezide Zahl von Schulkindern derart be⸗

meſſen ſein , daß den für Gänge und Aufſtellung von

Ofer und Schulgerätſchaften erforderlichen Raum inbe⸗
griffen — auf jedes Schulkind mindeſtens ein Quadrat⸗
meter Bodenfläche kommt .

Aus klimatiſchen Rückſichten kann ausnahmsweiſe die

Zimmerhöh e bis auf 3 Meter berabgeſetzt werden , ohne daß

dafi r eine entſprechend größere Bodenfläche zu fordern
wäre .

Bezüglich der Lage des Platzes , Zuführung von Licht und

Luft , Heizungsanlagen , Beſchaffung von Trinkwaſſer , Ein⸗

richtung von Bedürfnisanſtalten , Anlegung von Abfall⸗

gruben iſt den Anforderungen der Geſundheitspflege zu
entſprechen .

Beijeder sſchule ſoll in tunlichſter Nähe des Schul⸗

gebäudes ein
Seeteie Platz zur Vornahme von Turn⸗

übungen und zur Bewegung der Kinder im Freien
während der Zwi ſckhenzeiten vorhanden ſein .

i

chHBV . Landesbauordnung vom 1. September 1907 .
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1. Ziff . 1 ſtellt den Grundſatz auf , daß das Schulgebäude aus⸗
ſchließlich den Zwecken der Schule dienen ſoll . Die dem Geſ . vom 13. Mai
1892 entſtammende Faſſung ſollte der Oberſchulbehörde die Möglichkeit
bieten , die ſeither vielfach üblich geweſene Unterbringung von Räum⸗
lichkeiten der Gemeindeverwaltun g, insbeſondere des
Ortsarreſtes bei Neubauten zu verhüten . Vergl . §S 3 SchHBWO . ,
wonach die Genehmigung hiezu durch die Oberſchulbehörde nur erteilt
werden darf , wenn die betreffenden Räume von den Schulräumen voll —
ſtändig getrennt ſind und von außen her einen beſonderen Einganghaben .

Die Vorſchrift des EUG . vom 8. März 1868 , wonach das Schulhausfür mindeſtens einen Hauptlehrer und für die erforderlichen Unterlehrer
Wohnungen haben ſoll , wurde in das Geſ . vom 13. Mai 1892 nicht über —
nommen .

Nach § 13 SchHBVVoO. ſollen Lehrerwo hnungen nur in
Schulgebäuden mit weniger als vier Schulſälen — und dann von den
Schulräumen vollſtändig getrennt und mit eigenem Eingang und be⸗
ſonderer Treppe — zuläſſig ſein . Es iſt dies ein Zugeſtändnis an die
Ausnützung des bei kleineren baulichen Anlagen ſich ergebenden Raums .
Im allgemeinen iſt der Einbau von Lehrerwohnungen in Rückſicht aufdie bei etwaigen Erkrankungen in der Lehrerfamilie ſich ergebenden
Störungen des Unterrichtsbetriebs zu vermeiden .

Die Schulhäuſer ſollen in ihrer äußeren Geſtaltung ſich der Land⸗
ſchaft und der örtli chen Bauweiſe anpaſſen und als „Bei⸗
ſpiele gut durchgebildeter Bauwerke e zieheriſch auf den Geſchmack der
Schuljugend und der ganzen Bevölkerung wirken “ . Runderlaß des vorm .
OSchR . vom 20. September 1909 .

Die Beachtung dieſer Grundſätze bildet eine ausdrückliche Bedingungfür die Gewährung von Staatsbeihilfen zu den Baukoſten ( § 115
des Geſ. )

Die Bezirksämter ſind durch Runderlaß des Miniſteriums der Juſtiz ,des Kultus und Unterrichts vom 17. November 1910 angewieſen , bei Neu⸗
bauten für Volksſchulen in die Prüfung der Bauſchönheit ſo früh als
möglich einzutreten und die erforderlichen Maßnahmen tunlichſt ſchon vor
Weiterleitung der Pläne an die Schulbehörde zu treffen .

2. Bei der geſetzlich beſtehenden Halbtagsſchule ergibt ſich als Regeldie Notwendigkeit der Bereitſtellung je eines Schulſaales für einen Lehrer .Bei einer etwaigen Anderung des Geſetzes wird Vorſorge dafür zu
treffen ſein , daß auch für den Handarbeitsunterricht und den Fortbil —
dungsunterricht die erforderlichen Räume angefordert werden . Für Volks⸗
ſchulen , zu denen die Schüler einen beſonders weiten Weg haben , emimp—
fiehlt ſich auch die Anlage von Warteräumen . Wegen Anlage der Lehr⸗
zimmer vergl . SchBBO . 88 4 —7 .

3. Zu Ziff. 3 vergl . SchHBVO . 58 1, 2, 8, 12 Landesbauordnung
88 12, 16, 43, 45 ff.

4. Zu Ziff . 4 VO. des Miniſteriums der Juſtiz , des Kultus und Unter⸗
richts über den Turnunterricht vom 31. Juli 1906 vergl . Bmkg . 2 zu
§ 34 des Gefſ.



Schulgeſetz .

Ausführung von Bauten .

8 112 .

EUG . vom 8. März 1868 § 81. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 87.

( 1) Nach Anleitung der in § 111 enthaltenen Grundſätze wer⸗

den eingehendere Vorſchriften über die Schulhausbaulichkeiten im

Wege der Verordnung erlaſſen .

( 2) Im Einzelfalle dürfen Schulhausneubauten und bauliche
—nicht als bloße Unterhaltungsarbeiten ſich darſtellende — Ver⸗

änderungen an bereits beſtehenden Schulgebäuden nicht zur Aus⸗

führung gebracht werden , ohne daß die Oberſchulbehörde die Wahl

des Bauplatzes , ſowie den Bauplan gutgeheißen hat . Kann über

die von der Oberſchulbehörde etwa beanſtandeten Punkte eine

Einigung nicht erzielt werden , erfolgt die Feſtſtellung derſelben be⸗

ziehungsweiſe des Bauplanes durch den Bezirksrat als Ver⸗

waltungsbehörde .

1. VO. des Miniſteriums der Juſtiz , des Kultus und Unterrichts über

die Schulhausbaulichkeiten vom 14. November 1898 , SchVOBl . Nr . XIII .

abgeändert in §S 2 durch VO. desgl . Miniſteriums vom 1. Juni 1008,

SchVOBl . Nr . XIII .

2. SchHBVO . §S 16ff . Gegen die Entſcheidung des Bezirksrats iſt die

Beſchwerde an das UM. gegeben , das im Benehmen mit dem Miniſterium

des Innern darüber entſcheidet . ZVO . 8§8 13.

Notwendigkeit von Neubauten .

8113 .d

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 § 78. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 88.

(i1) Bereits beſtehende Schulgebäude können als ſolche weiter

benützt werden , auch wenn ſie den Vorſchriften des § 111 nicht in

allen Beziehungen entſprechen .

(2) Ein neues Schulhaus iſt — auch abgeſehen von dem Falle
der Errichtung einer neuen Volksſchule oder einer weiteren Volks⸗

ſchulabteilung — zu erbauen oder ſonſt anzuſchaffen , wenn das
vorhandene an Raum unzulänglich oder wegen Gefährdung der

Geſundheit der Kinder unbenützbar geworden und nicht dem Be⸗

dürfniſſe entſprechend erweitert beziehungsweiſe in einer den An⸗

forderungen der Geſundheitspflege genügenden Weiſe geändert
werden kann .

8

6 ) Die Entſcheidung darüber , ob und in welcher Weiſe ein

vorhandenes Schulhaus baulich zu ändern , beziehungsweiſe ob ein

neues Schulhaus und in welchem Umfange zu erbauen ſei , wird ,

wenn eine Einigung hierüber zwiſchen der Gemeinde und der

8 derſchulbehörde⸗ nicht zu erzielen iſt , durch den Bezirksrat als

Verwaltungsbehörde getroffen .



Von der Beſtreitung des Aufwandes für die Volksſchule . §S 114. 155

Der Paragraph enthält die bei der Faſſung des § 111 — als einer
Sollvorſchrift — an ſich ſelbſtverſtändliche Beſtimmung , daß vorhandene
Schulhäuſer , auch wenn ſie den Vorſchriften des § 111 nicht in jeder Be⸗
ziehung entſprechen , inſolange beibehalten werden können , als ſie ihrem
Zweck im allgemeinen noch genügen .

Gegen die Entſcheidung des Bezirksrats iſt neben der Beſchwerde an
das UM. —vergl . § 112 — die Klage an den Verwaltungsgerichtshof
gegeben . VRPfG . § 3 Ziff . 4.

Baupflicht .
§ 114 .

Geſ. vom 28. Auguſt 1835 §S 79. EuuG . vom 8. März 1868 § 82. Geſ . vom
18. September 1876 Art . V. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8S 89.

( ) Die Pflicht zur Beſchaffung und Unterhaltung der Schul⸗
gebäude liegt der Gemeinde (§87 dieſes Geſetzes ) ob.

Die Gemeinde iſt berechtigt , Leiſtungen , zu welchen Dritte
für Schulbaulichkeiten privatrechtlich verpflichtet ſind , ſowie die
für ſolche Baulichkeiten verwendbaren Mittel von Stiftungen für
ſich in Anſpruch zu nehmen und dieſelben zur Beſtreitung des Bau⸗
beziehungsweiſe Unterhaltungsaufwandes zu verwenden .

( 8) Der in dieſer Weiſe nicht gedeckte 2 lufwand iſt von der Ge⸗
meinde nach denſelben Regeln wie andere Gemeindebedürfniſſe
aufzubringen .

( J Hinſichtlich der Gebäude für Volksſchulen , welche mehreren
Gemeinden ( Ortsgemeinden ) gemeinſchaftlich ſind , finden die Be⸗
ſtimmungen der § s 108 und 110 entſprechende Anwendung .

Gem. Ord . 8§88 4. 104.

1. Die in Abſ . 1 ausgeſprochene Verpflichtung der Gemeinde iſt
im Geſetz ſelbſt als ein Ausfluß der in §S7 der Gemeinde auferlegten Ver⸗
pflichtung zur Einrichtung und Unterhaltung einer Volksſchule gekenn⸗
zeichnet . Ddem Staat gegenüber wird an der Verpflichtung der Ge⸗
meinde auch dadurch nichts geändert , daß ein privatrechtlich Verpflichteter
vorhanden iſt .

2. Als „ Dritte “ im Sinne des Abſ . 2 kommen vor allem in Be⸗
tracht das Domänenärar und kirchliche Stiftungen . Die Leiſtung
kann entweder in der Erſtellung des Schulgebäudes oder in der Bereit⸗
ſtellung der Mittel dazu beſtehen . Alle dieſe Laſten wurden durch das
Geſetz vom 20. Februar 1879 , die Ablöſung der auf Privatrechtstiteln
beruhenden Verpflichtungen zum Bau und zur Unterhaltung von Schul
häuſern ſowie zur Anſchaffung von Gegenſtänden zum Schulgebre
betr . für ablösbar erklärt . Es iſt wohl anzunehmen , daß alle Bauver⸗
pflichtungen , die ihren Rechtsgrund vorzugsweiſe in dem Edikt vom
26. April 1808 über die Kirchen⸗ und Schulhausbau⸗
lichkeiten hatten , zur Ablöſung gebracht wurden . Soweit dies nicht
der Fall , wären dieſelben aufgrund des Art . 132 EG . zum BGB . noch
weiterhin als zu Recht beſtehend zu erachten .

＋＋⏑fσ]
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156 Schulgeſetz .

Als Stiftungen , die für Bauzwecke zu verwenden ſind , kommen

neben etwa ſchon beſtehenden Baufonds im weſentlichen in Betracht die

aufgrund des 8 3 des Ablöſungsgeſetzes aus den Ablöſungskapitalien ge⸗
bildeten „ Schulfonds “ mit den aufgrund von § 10 des Geſ . in ihr Eigen⸗
tum übergegangenen Schulhäuſern .

Über das Eigentum an Schulhäuſern vergl . Zeitſchrift für badiſche

Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege 1870 Nr . 21 und 22, 1872 Ne

Annalen der Bad . Gerichte 1871 Nr . 20 und § 10 des Baulaſten⸗Ab⸗

löſungsgeſetzes .

Staatsbeihilfen .
841139

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8§ 90.

( 1) Im Staatsvoranſchlag iſt ein angemeſſener Betrag vor⸗

zuſehen zur Gewährung von Beihilfen aus der Staatskaſſe für be⸗

dürftige Gemeinden , welche Schulhäuſer neu zu erbauen , oder an

bereits beſtehenden Schulgebäuden Bauveränderungen erheb⸗
licheren Umfanges , die nicht als bloße Unterhaltungsarbeiten ſith

darſtellen , auszuführen haben .
( 2) Auf die Gewährung einer ſolchen Beihilfe beſteht kein

Rechtsanſpruch .
( 3) Erübrigungen aus dem betreffenden Etatſatz ( Abſatz U

ſind auf die nächſte Budgetperiode übertragbar .

Über die Bewilligung der Beiträge entſcheidet nach § 4 Ziff . 3 300 .
das ÜUM. im Benehmen mit dem Miniſterium des Innern .

Die Beihilfen ſind ſeitens der Gemeinden nach einem durch Bekannk⸗
machung des UM. vom 13. Mai 1912 ( SchBSBl . Nr . XIII ) vorge⸗
ſchriebenen Muſter abzufaſſen und durch das zuſtändige Bezirksamt vor⸗
zulegen .

Vorausſetzung für die Bewilligung iſt , daß der Bau in künſtleriſcher
Beziehung eine entſprechende Ausführung erhalten hat . Vergl . Bmkg .1
Abf. 5 zu 8 111

Sechster Titel .

Von den Volksſchulen in Städten , welche der Städteordnung

unterſtehen .
Die Verhältniſſe der Volksſchulen in den Städten der Städteord⸗

nung haben erſtmals im Geſetz vom 13. Mai 1892 eine geſonderte Rege⸗
lung erfahren . Die Begründung zu dem Geſetz führt hiezu im weſent⸗
lichen folgendes an :

f

„Bezüglich des Volksſchulweſens derjenigen Städte , auf welche das
Geſetz vom 24. Juni 1874 , betreffend beſondere Beſtimmungen über die
Verfaſſung und Verwaltung der Stadtgemeinden — Städteord⸗

nung —in Anwendung kommt , enthält das gegenwärtig geltende Geſez
über den Elementarunterricht keinerlei Sonderbeſtimmungen .
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